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Tohkio Erklärung und der Waffenſtillſtand.

Im Großen Hauptquartier berieten auch geſtern noch
die Vertreter der Regierung und der Oberſten Heeresleitung
über die durch die bekannte Erklärung Trotzkis im Oſten ge
ſchaffene Lage. Berliner Preſſevertretern, die über den Stand
oder die Ergebniſſe der Beratung bei den zuſtändigen Stellen
Erkundigungen einzogen oder vielmehr einziehen wollten!

iſt mitgeteilt worden, daß man bei den Beratungen im
Großen Hauptquartier zu einer vollen Klarheit über die Auf
faſſungen aller Beteiligten gelangt ſei, und daß ſich im Laufe
der Beſprechungen die einmütige Uebereinſtimmung der Re
gierung und der Oberſten Heeresleitung in allen zur Be
ratung ſtehenden Fragen ergeben habe.

Unter den vielen rechtlichen und politiſchen Fragen, die
ſich für Deutſchland an die bekannte Erklärung Trotzkis
knüpfen, iſt die wichtigſte, welche Situation dieſe Erklärung
dem mit Rußland abgeſchloſſenen Waffenſtillſtand
gegenüber ſchafft. Wie man erfährt, iſt dieſe Frage auch der
wichtigſte Gegenſtand der Beratungen geweſen, die im Großen
Hauptquartier gepflogen worden ſind. Man iſt bei dieſen
Beratungen davon ausgegangen, daß der Waffenſtillſtand zu
dem Zwecke abgeſchloſſen worden ſei, zwiſchen den Vertrags-
ſchließenden einen endgültigen Frieden herbeizuführen. Da-

durch, daß ein ſolcher Friedensſchluß nicht erreicht worden iſt,
und daß auch die Trotzkiſche Erklärung einen Frieden in
dieſem Sinne natürlich nicht darſtellt, iſt der Zweck des
Waffenſtillſtandes gefallen, weshalb nach Ablauf der vor-
geſchriebenen Friſt der Kriegszuſtand wieder in Kraft treten
werde, ohne Rückſicht darauf, ob Rußland eine Demobiliſation
vornimmt oder nicht.

7 e
Berlin, 15. Februar. Der Reichskanzler verließ geſtern

abend das Große Hauptquartier und kehrte nach Berlin zurück. Staats
ſekretär von Kühlmann dürfte etwas ſpäter in Berlin eintreffen.

Berlin, 15. Februar. Der Reichskanzler wird alsbald nach
dem Zuſammentritt des Reichstages Veranlaſſung nehmen, im Plenum
ſich über die politiſche Lage zu äußern. Ein beſtimmter Tag iſt
hierfür noch nicht feſtgeſetzt; aller Wahrſcheinlichkeit nach dürfte der
Kanzler ſchon den erſten Tag nach dem Zuſammentritt für ſeine Er-
klärungen über den Friedensvertrag mit der Ukfraine, die Lage
in Rußland und den Verſailler Kriegsrat benutzen. Daran
dürfte ſich dann in engem Rahmen eine Ausſprache knüpfen; da die
Fraktionen den Wunſch haben, ſobald als möglich zu den politiſchen
Fragen Stellung zu nehmen. Der Ausſprache werde dann die Ein-
bringung des Reichshaushaltsplanes für 1918 durch den Reichsſchatz
ſekretär Grafen Roedern folgen.

Wien, 15. Februar. Graf Czernin, der vorgeſtern am Bahn-
hof ſowie im Miniſterium in einer Weiſe empfangen waurde, wie wohl
noch kein öſterreichiſcher Staatsmann, wird auf die Rede Wilſons mög-
lichſt raſch antworten. Selbſtverſtändlich wird ſeine Antwort den
Ton feſthalten, der mit ſo gutem Erfolge bisher angeſchlagen wurde
und auch als durchaus gerechtfertigt erſcheint; da Wilſon ſich nicht den
Verſailler Beſchlüſſen angeſchloſſen hat. Auf keinen Fall wird es ge
lingen, durch diplomatiſche Behandlung einen Keil zwiſchen Deutſchland
und OeſterreichUngarn zu bringen, um durch Scheinverhandlungen mili
täriſche Entſcheidungen aufzuhalten. Ueber Prinzipien wird man ſich
ewiß einigen können; dann beſteht tatſächlich kein Unterſchied zwiſchen

ien und Waſhington, als die Anwendung dex Probleme.

Die Beſchützer Frankreichs und Jtaliens.
15. Februar. Nieuwe Rotterdamſche Courant ſchreibt:

Falls Lloyd George, als er von der Verteidigung der Hauptſtadt Frankreichs durch engliſche Truppen ſprach, keine Khraſe gemacht hat, ſo

bedeutet das, daß England nun ſeine Front über St. Quentin hinaus
bis jenſeits Verdun ausbreiten wird; denn Verdun deckte ſtets Paris.
Damit bringt England Frankreich wirklich eine große Erleichterung,
nachdem nun auch in Lothringen eine amerikaniſche Front ge-
bildet iſt.

Zäürich, 15. Februar. Der Züricher Morgenpoſt zufolge, ſollen
bisher etwa 70 000 amerikaniſche Soldaten im Oſten Frankreichs ein
getroffen ſein und dort einen Frontabſchnitt beſetzt haben.

Rolfterdam, 15. Februar. Wie aus London gemeldet wird, ſind
die engliſchen Linien öſtlich vom Montelle-Hügel entlang der Piave
anſehnlich verſtärkt worden und dehnen ſich jetzt bis auf einige Meilen
öſtlich von Nerveſa aus.

Lloyd George wird die Vertrauensfrage ſtellen!
Bern, 15. Februar. Daily News melden: Lloyd George habe

in vertraulichen Beſprechungen mit den liberalen Führern des Parla
ments die Abſicht geäußert, bei der kommenden Beratung über den
neuen Kriegskredit die Vertrauensfrage zu ſtellen.

Amfterdam, 15. Februar. Wie aus London gemeldet wird, ha-
ben die energiſchen Maßnahmen zur Fortſetzung des Krie-
ges, wie ſie in der engliſchen Thronrede und der Rede Lloyd
Georges erwähnt werden, in England eine ſtarke Gegnerſchaft
hervorgerufen.

Die Lage in Wien.
Wien, 15. Februar. Telegraphen-Union berichtet: Die politiſche

Lage iſt noch völlig ungeklärt. Die Entſcheidung liegt jetzt in
der Hand der deutſchen Sozialdemokraten, die vor die Wahl geſtellt
ſind, entweder auf das Parlament zu verzichten, oder von ihrer ent-
ſchiedenen ablehnenden Haltung gegen das Budget ausnahmsweiſe Ab
ſtand zu nehmen. Es iſt ſchon ein Fortſchritt, daß man noch nicht ſagen
kann, wie die Entſcheidung der Sozialdemokraten ausfallen wird. Jn-
zwiſchen hat ſich die Aufregung der Polen über das Abkom-
men mit der Ukraine weiter geſteigert und es iſt ſchon zu unlieb-
ſamen Vorgängen gekommen. Es iſt nicht zu erſehen, wie dieſen neuen
Schwierigkeiten begegnet werden kann. Der Korreſpondent der Frankf.
Zeitung glaubt nicht, daß man an maßgebenden Stellen die Erbitterung
des polniſchen Volkes leicht nimmt; aber es muß den Polen geraten
werden, ſich nicht durch Leidenſchaften beraten zu laſſen.

Die Oeſterreicher wieder in Brody.
Wien, 14. Februar. Aus dem Kriegspreſſequartier wird gemeldet:

Artikel 2, Abſatz B, des mit der Ukraine abgeſchloſſenen Ver
rages, der den ſtatus quo ante der zwiſchen Oeſterreich- Ungarn und
Rußland beſtandenen Grenzen wiederherſtellt, zogen geſtern unſere
Truppen in Brody ein. Das einmarſchierende Jägerbataillon wurde
vom Bürgermeiſter der Stadt in Gegenwart der Rada der 115. Ukrai-
niſchen Diviſion feierlichſt begrüßt. Auch die Bevölkerung ließ es an
den allerherzlichſten Sympathiekundgebungen für die öſterreichiſch-unga-
riſchen Truppen nicht fehlen. Durch dieſe friedliche Beſetzung Brodys
iſt die letzte größere Stadt Oſtgaliziens wieder in öſterreichiſch-unga-
riſcyen Händen, nachdem ſie ſeit den letzten Julitagen 1916 unter ruſ-
ſiſcher Herrſchaft war.

Die außerordentlichen. Kriegsgerichte arbeiten.
In P erlin Fnd ſeit einer Boche die Außerordentlichen Kriegs

gerichte in Tätigkeit, rvm auf Erund des verſchär'ten Belaoerungszu-
ſtandes über die mit dem letzten Streik im Zuſammenhange ſtehenden
Vergehen zu urteilen.

Es ſind ſchon, ſowohl gegen Männer wie gegen Frauen, ſehr
ſchwere Strafen verhängt. So wurde verhandelt gegen den 40 jährigen
Maſchinenſchloſſer Johann Ratajczek, der am 31. Januar auf dem
Alexanderplatz einen Straßenbahnwagen zum Halten zu bringen ver-
ſucht hat. hat die Dremſe abgeſchraubt und ſchließlich einem Schutz
manne bei der Feſtnahme Widerſtand entgegengeſetzt. Das Urteil
lautete auf drei Jahre ſechs Monate Zuchthaus.

Ein Jahr ſechs Monate Zuchthaus wurde gegen den 40 jährigen
Fräſer Karl Meyer e der ſich an einem Auflauf be-
teiligt und ebenfalls einen Straßenbahnwagen zum Halten gebracht
haben ſoll. Um einen Angriff auf einen Straßenbahnwagen han-
delte es ſich auch in der Verhandlung gegen den noch nicht g.

ſeurgehilfen Paul Ziemann und den erſt 17jährigen Schloſſerrmann Spitzer. Beide wurden für überführt ghgeſeden und Zie-

mann zu 1 Jahre Zuchthaus, Spitzer zu 2 Jahren Gefängnis verurteilt.
Weil er am 2. Februar vor den Berliner Aſbeſt-Werken die Ar

berinnen aufgefordert hatte, ſich dem Streik anzuſchließen, wurde der
31 jährige Former Paul Marßelt zu ſechs Monaten Gefängnis ver-
urteilt. Wegen dieſer Aufforderung zum Streik ſind eine große An-

von Arbeitern und Arbeiterinnen angeklagt worden. Alle ſollten
durch dieſe Aufforderung des Landesverrats ſchuldig gemacht

ben. Es gelang nur in einem Falle, gegen einen Angeklagten den
Beweis zu führen. Dieſer Angeklagte, ein 17jähriger Mecha-

niker, wurde zu drei Monaten Gefängnis verurteilt.
Auf verſuchten Landesverrat, in Tateinheit mit Land

ruch und Nötigung, lautet auch die Anklage gegen acht Per-
die zuſammen verhandelt wurde. Die Beſchuldigten ſol-in Morgen des 1. Februar am Bahnhof Grunau Streikpoſten ge

ſtanden und Arbeitswillige, die zur Arbeit nach Johannisthal wollten,
von ihrem Vorhaben abgebracht haben. Allen acht Angeklagten war
nichts ſen. Sie mußten freigeſprochen werden.

ein Urteil, das den Tiſchler Johann Wittenderg zu neun 7 Gefängnis verurteilte. Der Tiſchler iſt ge

t

ſehen worden, wie er mit einem Paket in das Lokal des Gaſtwirts B.
in Neukölln ging. Da ſich in dieſer Wirtſchaſt das Streikbureau be-
funden haben ſoll, ſchloß man daraus, daß ſich in dem Paket Streik-
flugblätter befunden hätten. Der Angeklagte war zu keinem Geſtänd-
nis zu bewegen; er behauptete während der ganzen Verhandlung, er
habe in dem Paket Werkzeuge gehabt.

Als eine Anſammlung von Streikenden im Humboldthain von
einem berittenen Schutzmann angetroffen wurde, ſoll der Arbeiter Max
Behling der Menge zugerufen haben: „Holt den Menſchen doch
vom Pferde herunter!“ Tatſächlich iſt der Schutzmann auch vom Pferde
geriſſen worden. Das Gericht ſah den Angeklagten als Rädelsführer
an und belegte ihn mit zwei Jahren ſechs Monaten Zuchthaus.

Dittmann und Liebknecht.
Wolffs Bureau berichtet: Anläßlich der Verurteilung Dittmanns

zu 5 Jahren Feſtungshaft zieht die Leipziger Volkszeitung einen Ver-
gleich zwiſchen dieſem Urteil und dem gegen Liebknecht ergangenen und
kommt dabei zu einem Schluſſe, der ebenſo falſch iſt, wie ſeine Vor
ausſetzungen: das Gericht hätte vor der veränderten Volksſtimmung zu-
rückweichend, ſich zu einem ähnlichen ſcharfen Urteil nicht entſchließen
können. Richtigſtellend ſei folgendes bemerkt:

Liebknechts Verurteilung erfolete durch ein Militärgericht,
da er Armierungsſoldat war. Als Angehöriger des Heeres hat er unter
Bruch des Fahneneides dem Vaterland Schaden zuzufügen verſucht.
Dos Gericht hat daher feſtgeſtellt, daß er aus ehrloſer Geſinnung ge-
handelt hat, und ihm die bürgerlichen Ehrenrechte aberkannt. Mildernde
Umſtände kamen hierbei nicht in Frage. Das verhältnismäßig ſcharfe
Urteil iſkddor allem deshalb gefällt worden, weil Liebknecht Soldat war.

Der Fall Dittmann liegt weſentlich anders. Dittmann iſt
nicht Soldat und ſtand auch nicht vor einem Militärgericht. Noch
S 20 des Strafgeſetzbuches für das Deutſche Reich war in dieſem Falle
auf Feſtungshaft zu erkennen, wenn dem Angeklagten ehrloſe Geſinnung
nicht nachzuweiſen war. Das war nicht der Fall, und das außer
ordentliche Kriegsgericht, vor dem die Verhandlung gegen Dittmann
ſtattfand, konnte ihm um ſo eher die im Geſetz vorgeſehenen mildern
den Umſtände zubilligen, als er unter der Suggeſtion einer Maſſen-
bewegung gehandelt hatte, während Liebknecht eine ſolche noch nicht vor
handene Bewegung ins Leben zu rufen trachtete.

Wilſon und Lloyd George.
J. K. Der Stand des Krieges iſt der, daß im Oſten nicht

mehr gekämpft werden wird, auch wenn die Herſtellung einer
neuen dauerverſprechenden Ordnung noch längere Zeit auf
ſich warten laſſen wird, daß dagegen im Weſten beide Kriegs
parteien ſich zu einem gigantiſchen Waffengang rüſten, von
dem ſie die Entſcheidung erhoffen. Nun iſt die Ausſicht dar
auf, daß wirklich ein Waffenſieg ſo gewaltig ausfiele, daß er
Friede erzwänge, immerhin ſehr unſicher, und der Friedens-
wille in den Völkern der Mittelmächte ſtark und lebendig wie
nur je. Daraus ergab ſich von ſelbſt der Wunſch, vor Be
ginn der neuen blutigen Offenſiven noch einmal zu verſuchen,
ob eine Verſtändigung nach Weſten hin möglich ſei. Dieſen
Friedensvorſtoß machte am 24. Januar Graf Czernin, in
dem er ſicherlich nicht im Gegenſatz zu Deutſchland
Wilſon anbot, daß ſie beide gemeinſam die Vermittlung
zwiſchen Deutſchland und der Entente verſuchen wollten. Am
gleichen Tage zeichnete Graf Hertling die Umriſſe auf, inner
halb deren ein ſolcher Verſuch glücken könnte: die Entente
müßte das deutſche Reichsgebiet als unantaſtbar anerkennen,
dann werde Deutſchland noch vor Eintritt in die Friedens
verhandlungen Belgiens volle Widerherſtellung zuſagen.
ElſaßLothringen gegen Belgien wäre alſo noch heute eine
Friedensformel.

Auf dieſen Vorſchlag Czernins hat Wilſon am 11. Februar
geantwortet, und die deutſche Preſſe iſt ſich im Unklaren dar
über, ob er ihn angenommen oder abgelehnt hat. Er hat eine
Reihe neuer allgemeiner Formeln aufgeſtellt, mit denen man
ſich einverſtanden erklären kann, die aber nichts beſagen, weil
jeder darunter verſtehen kann, was ihm beliebt. Er hat
höflich geſprochen, hat ſich dagegen verwahrt, daß er den
Schiedsrichter Europas ſpielen wolle, oder mit der Macht der
Vereinigten Staaten drohe, hat aber umgekehrt doch beides
wieder getan. Er hat verſucht, Oeſterreich- Ungarn gegen
Deutſchland, den Reichstag gegen die Heeresleitung, die polni-
ſchen Wünſche gegen die neueſte Regelung im Oſten und die
fremden Völker in der Türkei gegen dieſes Land auszuſpielen,
und das alles ſind die üblichen diplomatiſchen Mittelchen und
Kniffe des Kriegswillens. Aber man kann trotz alledem nicht
behaupten, daß Wilſon Unmögliches als unerläßliche Frie-
densforderung hingeſtellt habe. Kurzum es blieb unklar, ob
es ſich bloß um eine Friedensbeteuerung handelt, die den
Kriegsgegner ins Unrecht ſetzen und dadurch die Kampfleiden-
ſchaft des eigenen Volkes anfachen ſoll oder ob Wilſon ernſt-
lich Neigung hatte, auf die Czerninſche Brücke zu treten. Da
iſt nun unmittelbar nach Wilſon wieder Lloyd George zu
Wort gekommen und hat eine Kriegsrede ganz im Stil der
neuen Kriegserklärung von Ver'ailles von ſich gegeben. Wäh-
rend Wilſon Czernin lobt und Hertling tadelt, erklärt Lloyd
George, daß er beide in der Sache gleich ungenießbar fände.
Sie wollten beide Meſopotamien, Paläſtina und Arabien für
die Türkei ſichern, Görz, Südtirol und Böhmen für Oeſter
reich, Elſaß-Lothringen, Poſen und Weſtpreußen für Deutſch-
land, kurzum ſie wollten die engliſchen Eroberungsziele noch
immer nicht anerkennen, an denen die Entente unverändert
feſthalte, und deshalb ſei es deren „traurige Pflicht“, alle
weiteren Vorbereitungen für den „Sieg des Rechts“ durch
die Kanonen zu treffen.

Es bedarf keiner ausdrücklichen Verſicherung, daß ganz
Deutſchland in der Tat die Lloyd Georgeſchen Forderungen
unannehmbar findet und daß ſie angeſichts der tatſächlichen
militäriſchen Lage unſinnig ſind. Noch viel lächerlicher, als
Herrn Lloyd George der Gedanke vorkommt, daß England
Gibraltar, Malta und Zypern räumen ſollte, ein Vorſchlag zur
Güte, aus dem er mit Unrecht eine deutſche Forderung macht.

Nach dieſen Erklärungen Llovd Georges beſtehen nur
zwei Möglichkeiten: entweder klafft zwiſchen Wilſon und
Lloyd George eine unüberbrückbare tiefe Kluft prinzipieller
Verſchiedenheit über Friedensmöglichkeiten und Friedens
bedingungen oder Wilſon iſt nur ein Friedenskomödiant, der
es mit dem Frieden ſo wenig ernſt meint, wie es Lloyd
George heilig ernſt mit ſeiner Kriegsentſchloſſenheit iſt. Die
erſtere Annahme iſt unwahrſcheinlich: gewiß werden zwiſchen
Wilſon und Lloyd George einige Verſchiedenheiten in der
Geltendmachung und Wertung der einzelnen Kriegsziele be-
ſtehen, wie ja unzweifelhaft auch Czernin und Kühlmann
nicht ganz genau im ſelben Fahrwaſſer ſchwimmen. Aber ſo
ſehr ſich das Ausland täuſchte, wenn es zwiſchen dieſen beiden
grundſätzliche Meinungsverſchiedenheiten vermutete, ſo wenig
können wir an einen wirklich tiefen Gegenſatz zwiſchen Lloyd
George und Wilſon giauben. Mit keinem Wort hat ſich
Wilſon gegen die Beſchlüſſe von Verſailles gewendet, die be-
ſagen, daß Fortſetzung des Krieges mit vermehrter Energie
gegenwärtig die einzige wirkliche Aufgabe der Alliierten ſei:
Kein Satz ſeiner Rede berechtiat uns dazu, dem engliſchen
Premierminiſter entgegenzuhalten, daß er von Wilſonß
Standvunkt abweiche.

Es b'eiht nur der Schluß offen daß damit auch der letzte
Czerninſche Verſuch fehlgeſchlagen iſt, und daß keine Ausſicht
beſteht, rechtzeitig durch Friedensverhandlungen dem neuen
ungeheuren Blutvergießen im Weſten zuvorzukommen. Diefe
Erkennitnis iſt bitter genug, aber nach allem vorhergegangenen
nicht überroſchend. Wir mögen noch ſo feſt davon überzeugt
ſein, doß die Feinde jetzt nicht mehr ſiegen können die
Ententeſtoatsmänner klammern ſich mit ftrupelloſer
Spielerleidenſchaft an ihre Jdee des großen Endſiegs und
werden ihm weiter furchtbore Opfer an Menſchenleben und
Wirtſchaftsglück der Völker bringen.
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Ausſichten der Frauenarbeit in der
Aebergangszeit nach dem Kriege.

Von Gertrud Hanna.
Wie für Staat und Geſellſchaft im allgemeinen, ſo bleiben

für die Arbeiterbewegung im beſonderen bei der Einrichtung
unſeres Wirtſchaftslebens nach dem Kriege eine Menge von
Aufgaben zu löſen, die wir heute weder alle noch voll über
ſehen können. Das aber kann man wohl heute ſchon an
nehmen Obwohl es nicht an Arbeiten fehlen wird, die not
wendig gemacht werden müßten man denke nur an die
jahrelang auf das allernotwendigſte beſchränkt gebliebenen
Reparaturen und unterlaſſenen Neuanſchaffungen im Ver-
kehrsgewerbe, in bezug auf Kleidung, Hausrat, kurz allen
Gegenſtänden des täglichen Bedarfs ſo wird doch zunächſt
bei Beendigung des Krieges eine rieſige Stockung unſeres
Wirtſchaftslebens eintreten. Die Betriebe ſind zum größten
Teil auf die Herſtellung von Heeresbedarf eingerichtet. Die
Umſtellung auf den Friedensbedarf wird infolge des Fehlens
dieler Rohſtoffe nicht ſo ſchnell vor ſich gehen wie ſeinerzeit
die Umſtellung auf den Kriegsbedarf. Zum mindeſten wäh-
rend dieſer Zeit wird eine große Arbeitsloſigkeit herrſchen,
noch verſtärkt durch die Millionen rückkehrender Kriegsteil-
nehmer, mag deren Entlaſſung auch langſam erfolgen.

Nun warten freilich ſchon viele jetzt in Arbeit Stehende
ſehnſüchtig auf den Moment der Rückkehr der Kriegsteilnehmer
z den Arbeitsplätzen, um ihrerſeits die Plätze verlaſſen zu

nnen. Der Krieg hat durch das Hilfsdienſtgeſetz Männer
zu Arbeitsleiſtungen gezwungen, die früher nicht gearbeitet
haben und die auch, wenn der Zwang aufhört, ihr früheres
Leben wieder aufnehmen wollen. Ferner arbeiten heute zahl
reiche Frauen nur, weil ihre Männer, die ſonſt die Familie
allein ernährt hatten, jetzt Kriegsdienſte leiſten. Alle dieſe
werden gern freiwillig die Arbeitsplätze räumen. Die Frauen
aber können dies nur, wenn ihre Männer wieder Arbeit und
ausreichenden Verdienſt gefunden haben.

Dem werden mancherlei Schwierigkeiten entgegenſtehen.
Noch immer waren Zeiten großer Arbeitsloſigkeit den Unter-
nehmern willkommene Gelegenheiten für einen Druck auf die
Lohn und Arbeitsbedingungen. Während der großen Kriſe
1908 ſchrieb ein Unternehmerblatt, daß die Zeiten großer Ar-
beitsloſigkeit für die Unternehmer einen Prozeß der Geſun-
dung und Erholung bedeuten. Es fragt ſich deshalb, ob bei
Beendigung des Krieges das Unternehmertum den zurück-
kehrenden Kriegsteilnehmern ſo ohne weiteres die Plätze
öffnen will, auf denen während des Krieges weibliche Arbeits-
kräfte zu niedrigeren Löhnen, als ſie den Männern gezahlt
werden, beſchäftigt waren. Die freiwillig verlaſſenen Arbeits
plätze reichen als Arbeitsgelegenheit aber keineswegs für alle
Kriegsteilnehmer aus. Ein großer Teil muß als arbeitslos
übrig bleiben, und er wird vermehrt durch die aus der bis-
herigen Beſchäftigung nach Aufhören der Heeresaufträge Ent-
laſſenen. Die Schar der Arbeitsloſen wird aus Männern und
Frauen beſtehen und wird von ſeiten der Unternehmer dazu
benutzt werden, ihre ſchon wiederholt während des Krieges ge-
äußerten Forderungen nach Abbau der Kriegslöhne, die auf
„ein normales Maß“ zurückgebracht werden ſollen, in die
Praxis umzuſetzen. Zu befürchten iſt, daß die arbeitsloſen
Frauen dazu in weit höherem Maße die Hand bieten als die
arbeitsloſen Männer, weil ſie in weit geringerem Maße
organiſiert ſind als die letzteren.

Schon jetzt wird in Rückſicht auf die uns bevorſtehende
Situation verſucht, Maßnahmen in die Wege zu leiten, die
uns über die ſchlimmſte erſte Zeit nach dem Kriege hinweg-
helfen ſollen. Auch die Arbeiterorganiſationen haben bereits
Vorſchläge unterbreitet, die ſowohl die Entlaſſung der Kriegs-
teilnehmer aus dem Heeresdienſt, wie auch die Umſchaltung
unſeres Wirtſchaftslebens auf den Friedenszuſtand und die
Unterſtützung der auf der Strecke bleibenden Opfer berück-
tigen. Die Durchführung aller dieſer Vorſchläge erfordert eine
Anerkennung der Organiſationen der Arbeiter an allen
Stellen, die dafür in Frage kommen, nicht zuletzt eine An
erkennung ſeitens der Unternehmerorganiſationen. Daß es
aber noch immer Unternehmer und Unternehmerverbände wie
auch Behörden gibt, die mit Arbeiterorganiſationen nicht ver-
handeln wollen, kommt daher, weil noch immer ein großer
Teil der Arbeitskräfte den Organiſationen fernſteht. Vor
allen Dingen ſind es die arbeitenden Frauen. Von ihnen ge
hört erſt ein kleiner Prozentſatz den Organiſationen an. Dar-
um kann ihnen gegenüber noch immer mit einem gewiſſen
Recht behauptet werden, ſie ſeien nicht als Vertretung der ge-
ſamten Arbeiterſchaft zu betrachten und könnten keine Garantie
dafür übernehmen, daß die mit ihnen getroffenen Abmachun-
gen auch innegehalten werden.

Gerade die auf Erwerb angewieſenen Frauen aber hätten
es nötig, an den Arbeiterorganiſationen einen Schutz zu
haben in der uns bevorſtehenden ſchweren Zeit der Uebergangs-
wirtſchaft, die gerade ihnen in mehr als einer Beziehung be
ſonders ſchwer ſein wird. Soweit bis jetzt zu überſehen iſt,
wird während dieſer Zeit die Arbeitsgelegenheit für Frauen
beſonders knapp ſein. Die Arbeiten, die in Angriff genommen
werden können, werden an die Körperkräfte der Arbeitenden
derartige Anſprüche ſtellen, daß Frauen ihnen nicht gewachſen
ſind. Für die Arbeitsgelegenheiten, die als Domäne der
Frauenarbeit galten, fehlt es an Rohſtoffen. Dazu kommt,
daß ſich während des Krieges trotz aller Anerkennung der
Arbeitsleiſtungen der Frauen eine Stimmung gegen ſie ge-
bildet hat, die erſt ganz zum Ausbruch kommen wird, wenn
unter den überflüſſigen Arbeitskräften ein Kampf um den
Arbeitsplatz entbrennt. Dann kann ſich die vorhandene Miß-
ſtimmung gegen die Frauenarbeit, deren Urſache die Tatſache
iſt, daß ſie überall billiger entlohnt wird wie Männerarbeit,
leicht in Haß gegen die arbeitenden Frauen umwandeln, wie
wir ihn aus früheren Zeiten her kennen. Heutigentags hätte
er aber ſchlimmere Folgen. Heute ſind die Frauen in weit
ßherem Maße auf außerhäusliche Erwerbsarbeit angewieſen
s jemals früher. Heute würde ein ſolcher Zuſtand von den

organiſierten Unternehmern aber auch ganz anders ausgenutzt
werden als früher. Der einzig leidtragende Teil bei einem
ſolchen Kampfe wäre die Arbeiterſchaft, und zwar wohl die
Männer wie auch die Frauen.

Um zu vermeiden, daß nach dem Kriege ein Kampf der
Geſchlechter um den Arbeitsplatz entbrennt, anſtatt daß
Männer und Frauen der arbeitenden Bevölkerung gemein-
ſam für günſtige Arbeitsbedingungen wirken, muß verſucht

in der uns noch zur Verfügung ſtehenden Zeit die den
HOrganiſationen noch fernſtehenden weiblichen Arbeitskräfte zu
gewinnen.

Der Beginn der Wahlrechts
debatte. t

Das preußiſche Abgeodnetenhaus hat am Donnerstag die Be
ratung der Wahlrechtsvorlage begonnen und nach längerer Debatte
den F 1 der Regierungsvorlage unverändert angenommen. Hier-
nach iſt wahlberechtigt zum Hauſe der Abgeordneten jeder Preuße,
der die Staatsangehörigkeit wenigſtens drei Jahre beſitzt und das
25. Lebensjahr vollendet hat in der Gemeinde, in der er ſeit einem
Jahre ſeinen Wohnſitz oder Aufenthalt hat. Jn Gemeinden, die
in mehrere Wahlbezirke geteilt ſind, tritt der Wahlbezirk an die
Stelle der Gemeinde. Jeder Wähler darf nur an einem Orte
wählen. Für die zum aktiven Heere gehböri Militärperſonen
Wahlen nahme der Militärbeamten ruht die Berechtigung zum

Wä len. 9Wenn auch der konſervative Antrag, der eine dreijährige
Aufenthaltsdauer in der Gemeinde fordert, im Verlaufe der De
batte zurückgezogen iſt, ſo ſind doch anderſeits alle Verbeſſerungs-
anträge abgelehnt worden, nicht nur der ſozialdemokratiſche auf
Einführung des allgemeinen Wahlrechts für Männer und Frauen
über 20 Jahre, ſondern auch alle diejenigen Anträge, die die Härten
der Regierungsvorlage beſeitigen wollen.

Angenommen wurde dagegen ein von nationalliberalen Seite
eingebrachter und von allen Parteien unterſtützter Antrag, der den
Teilnehmern an dem Kriege ihr Wahlrecht gewährleiſten will, auch
wenn ſie noch kein Jahr in der Gemeinde wohnen.

Ueber die zu S 2 geſtellten Anträge der Konſervativen, National-
liberalen und des Zentrums, die den Ausſchluß vorbeſtrafter Per-
ſonen ſowie derjenigen Perſonen, welche mit ihren Steuern im
Rückſtande ſind, oder welche in Laufe der Jahre Armenunter-
ſtützung empfangen haben, vom Wahhkrecht fordern, konnte eine
Einigung nicht erzielt werden. Nach lebhafter Debatte, in der ſich
der Miniſter auch gegen dieſe Verſchlechterungen wandte, wurden
alle dieſe Anträge einem Unterausſchuß zur Vorbevatung über-
wieſen.

Zu dem Kampf um das gleiche Wahlrecht, der am Montag ein-
ſetzen wird, iſt der bereits in der konſervativen Preſſe angekündigte
Antrag der Konfervativen nunmehr eingegangen. Hiernach ſoll das
Abgeordnetenhaus aus 450 Abgeordneten beſtehen, von denen 236
in allgemeinen, geheimen, direkten Wahlen nach dem Mehrſtimmen-
ſhſtem, 214 in berufsſtändiſchen geheimen und indirekten Wahlen
gewählt werden. Jeder Wähler hat zwei Stimmen, eine für die
allgemeinen, eine für die berufsſtändiſchen Wahlen, die beide nur
an einem Orte abgegeben werden dürfen. Für die allgemeinen
Wahlen wird je eine Zuſatzſtimme erworben durch Lebensalter,
Vermögen, Einkommen, ſelbſtändige Erwerbstätigkeit, Grundbefitz,
Schulbildung. Auf Grund des Lebensalters erhält eine Zuſatz-
ſtimme jeder Wähler, der das 50. Lebensjahr vollendet hat. Auf
Grund des Vermögens erhält jeder Wähler eine Zuſatzſtimme, der
zur Ergänzungsſteuer veranlagt iſt. Auf Grund des Einkommens
erhält eine Zuſatzſtimme jeder Wähler, der vom Staat zur Ein
kommenſteuer veran'agt iſt, ſofern der Steuerbetrag den im Durch-
ſchnitt auf einen Wähler entfallenden Steuerbetrag überſteigt.
Wähler, die zu einem Einkommen von mehr als 3000 M. veranlagt
ſind, erhalten ſtets eine Zufatzſtimme. Auf Grund der ſelbſtändigen
Erwerbstätigkeit erhält eine Zuſatzſtimme jeder Wähler, der min-
deſtens eine nach den Vorſchriften der Verſicherungsgeſetze der Ver-
ſicherungspflicht unterliegenden Perſon ganz oder teilweiſe bei Aus-
übung ſeiner Erwerbstätigkeit ununterbrochen ſeit mindeſtens ſechs
Monaten beſchäftigt. Auf Grund des Grundbeſitzes erhält eine
Zufatzſtimme jeder Wähler, der als Eigentümer, Nießbraucher oder
Pächter inländiſchen Grundbeſitzes, der mindeſtens zwei Hektar
Landwirtſchaft, Forſtwirtſchaft, Obſtbau oder Gärtnerei oder auf
mindeſtens ein halb Hektar Weinbau betreibt. Auf Grund der
Schulbildung endlich erhält eine Zuſatzſtimme jeder Wähler, der
entweder das Ziel einer Mittelſchule oder Realſchule oder in
einer mehr als ſechsklaſſigen höheren Schule die Verſetzung in die
drittoberſte Klaſſe, oder in einer Lehrerbildungsanſtalt die Auf-
nahme in die dritte Seminarklaſſe erreicht hat.

Für die berufsſtändiſchen Wa9len wird die Wählerſchaft in
drei Berufseabteilungen eingeteilt. Die erſte Abteilung umfaßt
alle in Landwirtſchaft, Forſtwiriſchaft, Gartenweſen und Fiſche-
reien erwerbstätigen Perſonen die zweite Gruppe umfaßt die in
der Jnduſtrie, Handwerk, Handel und Verkehr erwerbstätigen Per-
ſonen, die dritte Gruppe endlich umfaßt die Beamten und An
gehörigen der freien Berufe einſchließlich aller Beamten, die in der
Berufsſtatiſtik des Deutſchen Reiches in andern Abteilungen nam-
haft gemacht werden. Die Zugehörigkeit zu einer Gruppe beſtimmt
ſich nach dem Hauptberuf unter Zugrundelegung der für die Reichs-
ſtatiſtik aufgeſtellten Grundſätze. Jeder Wähler kann nur einer
Berufsgruppe angehören. Durch Verfügung des Miniſters des
Jnnern werden unter Berückſichtigung der Zahl der den betreffen-
den Berufen angehörigen Bevölkerungsteile Wahlkreiſe abgegrenzt,
in denen je ein Abgeordneter gewählt wird. Die berufsſtändiſchen
Wahlen ſelbſt ſind indirekt.

Graf Czernin über den Frieden
Graf Czernin wurde bei ſeiner Rückkehr vn Breſt-Litowſtk

auf dem Nordbahnhof vom Bürgermeiſter Weiskirchner, dem
geſamten Gemeinde und Stadtrat und den deutſchen parlamentariſchen
Klubobmännern auf das herzlichſte begrüßt. Er antwortete:

Mein erſtes Wort auf heimiſchem Boden iſt der heiße Dank für
unſere ſieg- und glorreiche Armee, für unſer Volk in Waffen und an
ſeiner Spitze den oberſten Kriegsherrn. Sie haben den Frieden ge-
bracht, und ihnen ſind wir Dank ſchuldig. Der Friede von Breſt
Litowſk iſt in doppelter Beziehung bedeutſam: Erſtens bringt er uns
dem allgemeinen Frie den um ein beträchtliches Stück näher, es
beginnt zu tagen, am Horizont erglimmt das erſte zarte Morgenrot des
allgemeinen Friedens. Das, was in Breſt-Litowſk geſchehen iſt, iſt noch
nicht das Ende, aber es iſt der Anfang des Weltfriedens.
Nicht nur politiſche Krankheiten ſind anſteckend, ſondern auch politiſche
Geneſungen. Auch der Friede wirkt anſteckend, wie die Zukunft be
weiſen wird. Breſt-Litowſk iſt aber auch in wirtſchaftlicher Beziehung
bedeutungsvoll; was dort geſchaffen wurde iſt, wie Sie, Herr Bürger
meiſter, ganz richtig geſagt haben, ein Brotfriede,

das Gegenteil von dem, was man einen Hungerfrieden nennk.
Gewiß ſind die Schwierigkeiten, die dem Transport entgegenſtehen, groß.
Aber es ſind Vorkehrungen getroffen worden, und wenn ſich die Verhält-
niſſe nicht von Tag zu Tag beſſern werden, ſo werden ſie ſich doch von
Monat zu Monat beſſern. Die Verbeſſerung iſt jedenfalls unaufhaltſam.

Was die Kriegs gefangenen anbetrifft, ſo haben wir älle
Vorkehrungen getroffen, und was menſchenmöglich iſt, wird geſchehen,
daß ſie ſo raſch wie möglich in die Heimat zurückkehren können. Wir
dürfen aber dabei nicht vergeſfen, daß Rußland noch in den Kämpfen des
Bürgerkrieges liegt. Das bedeutet wohl eine Verzögerung, aber wir
hoffen, auch mit dieſer Schwierigkeit fertig zu werden. Wenn jemals
Zuverſicht am Platze war, ſo bin ich feſt davon überzeugt, daß wir nur
noch etwas durchhalten müſſen, dann wird der allgemeine, lang erſehnte
Frieden erreicht ſein.

Zum Friedensſchluß mit der Akraine
meldet was Wiener Telegraphen-Korreſpondenz-Bureau: Einer
Blättermeldung zufolge machen ſich die Folgen des Friedensſchluſſes
mit der Ukraine bemerkbar. Die Rada verlegte ihren Sitz nach
Zitomir und ſtellte direkte Verbindung mit uns her. Es
iſt ſehr zu hoffen, daß durch dieſe örtliche Näherrückung die beſchleunigte
Abwicklung aller in Verhandlungen feſtgelegten Abmachungen lgt.

Die Verhandlungen mit RVumänien.
Eine offizielle Mitteilung über die Verhandlungen mit Rumänien

liegt noch nicht vor. Es iſt aber anzunehmen, daß die rumäniſchen
Unterhändler, die zunächſt über die Verlängerung des Waf-
fenſtill ſtandes verhandeln ſollen, bereits an ihrem Beſtimmungs-
orte eingetroffen ſind.
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Tſchernow als Nachfolger Lenins.
Stvockholm, 13. Februar. Der Korreſpondent der hen-

Union erfährt aus Petersburg: r allen größeren Städten
Rußlands, werden mit der Unterſchrift des Hauptkomitees der
Armee verſehene Flugblätter verteilt, in denen folgende vielſagende
Forderung enthalten iſt: Wir empfehlen allen ſozialiſtiſchen Par-
teien und allen demokratiſchen Organiſationen, von Lenin und
ſeinen Genoſſen die Durchführung des nachfolgenden Programms
zu fordern:

1. Gänzlicher Bruch mit dem Syſtem der terroriſtiſchen Politik
und Wiederherſtellung aller perſönlichen Freiheiten.

2. Sofortige Feſtſetzung des Termins für den Wiederbeginn der
Beratungen der Konſtituante mit voller Redefreiheit.

3. Die Ueberweiſung des Bodens an die Verwaltung des Acker-
baukomitees.

4. Weiterführung der Friedensverhandlungen.
5. Eine ſchleunige Durchführung des Prögramms und Uebernahme

der Oberſten Staatsgewalt durch den Präſidenten der Kon-
ſtituante Tſchernow.

Ruſſiſche „Demobiliſierung“.
Aus Berlin meldet Wolffs Bureau:
Der ruſſiſche Oberkommandierende der Weſt und Südweſtfront,

Mjasnikow, hat durch Funkſpruch vom 11. Februar folgende
Befehle ergehen laſſen:

I. h r r wird ſchnell vorgehen, wobei volle Ruhe und Ordnung bewahrt werden muß.
er heutige Zuſtand unſerer Eiſenbahnen fordert, daß wir ſpar,

mit ihnen umgehen.
2. Zur Durchführung der Demobiliſierung ſind bei den Trup-

penteilen beſondere Organe mit Komitees und Räten an der
Spitze zu bilden. Die Heranziehung bezahlter Arbeitskräfte iſt
in e h Maße erforderlich, worauf ich ſchon in meinem
vorigen Befehle hingewieſen habe.

3. Parallel mit der r muß die Organi-ſierung der Roten Armee gehen. Mehr Agitation, mehr
praktiſches Handeln in dieſer

4. Die Komitees, die Räte und die Verwaltungsorgane derTruppenteile müſſen bis e letzten Minute auf ihren Poſten bleiben.
Kameraden! Die Erfüllung dieſer Bedingungen wird uns

ermöglichen, die Folgen des Krieges endgültig zu liquidieren und
zu einer geſunden Form des Schutzes von Land und Revolution
gegen ihre Feinde überzugehen.

Ein deutſcher Proteſt
gegen ruſſiſche Abſichten.

Die ruſſiſche Regierung hatte die Abſicht, alle in Peters-burg befindlichen enticen Kriegs- und Zivilge-
fangenen, ausgenommen die Jnvaliden, angeblich wegen der
Ernährungsſchwierigkeiten, ſofort nach dem Trotzki-Lager im Gou-
vernement Oren burg ahzuſchieben. Da die Ausführung dieſer
Maßregel bei der in Rußland herrſchenden allgemeinen Desorga-
niſation eine außerordentlich grgfe Gefahr für die Gefangenen
mit ſich gebracht hätte, hat die in Petersburg befindliche deutſche
Kommiſſion gegen die Transportierung der Gefangenen nach
Orenburg den ſchärfſten Proteſt erhoben.

Rußlands innere Kämpfe.
Ueber Stockholm wird gemeldet: Die Berichte über die ſtändig

wachſende Spannung zwiſchen den Bolſchewiki- Parteien und den
übrigen Sozialiſten, die Sozial-Revolutionäre mit einbegriffen,
werden beſtätigt in dem Ronnieje Utro, das mit Genehmigun
dieſer in Schutz genommenen Parteien eine Reſolution der ſozial
demokratiſchen Partei veröffentticht. Darin wird a daß ſie
ſich infolge der ſich von Tag zu Tag mehrenden Unterdrückung
genötigt ſehen, in der ganzen ziviliſierten Welt einen feierlichen
Proteſt gegen alle Gewalttaten zu erheben und die Sozialdemo-
kraten aller Länder davon in Kenntnis zu ſetzen.

Der gegen die Kadetten begonnene und mit der n
der hervorragendſten u dieſer Partei beendigte Feldzug
wird nunmehr von den Bolſchewiti r andere Parteien
ausgedehnt. Wie die Gazeta Polſti aus Moskau nach ruſſiſchen
Blättern zu berichten weiß, wird Lenin demnächſt eine Liſte
der Volksfeinde veröffentlichen laſſen. Auf dieſer Liſte ſollen
vor allen Dingen die politiſchen Agitatoren ſämtlicher der Bol-ſchewiki-Partei feindlich geſinnten Organiſationen, Vereine uſw.

d Alle dieſe Agitatoren ſollen verhaftet und nach dem
nnern Rußlands verſchickt werden. Trotzdem die Liſte noch nicht

veröffentlicht worden iſt, haben die Bolſchewiki mit den Verhaf-
tungen bereits begonnen. Dieſe Maßnahmen der Bolſchewiki
rufen natürlich unter den breiten Maſſen immer größere Erregung
hervor, und allem Anſcheine nach wird es wohl in nicht allzu
langer Zeit zu einer blutigen Abrechnung mit den vVolſchewiki
kommen müſſſen.

Das Jnſtitut Smolny hat nunmehr auch einen Erlaß über
die Enteignungſämtlicher Maſchinen im Lande veröffentlicht.
Die bereits eingeführten Maſchinen, wie auch diejenigen, die in
Zukunft aus dem Auslande bezogen werden, ſind als Staats
eigentum zu betrachten und werden vom Staate monopoliſiert.Die Acherdeuk mitees werden die Verteilung und Zuſtellung ſämt

licher für die Landwirtſchaft nötigen Maſchinen übernehmen.

Der Krieg zur See.
Berlin, 14. Febr. (Amtlich). 1. Außer den geſtern veröffent

lichten Erfolgen unſerer U-Boote im Mittelmeer ſind nach neu
eingegangenen Meldungen auch ſolche im mittleren Teil des
Mittelmeeres erzielt worden, durch die im beſonderen der Trans
portverkehr nach Jtalien betroffen wurde. Drei Dampfer und
drei Segler fielen hier unſeren U-Booten zum Opfer. Die Dampfer,
von denen zwei bewaffnet waren, wurden ſämtlich aus ſtark ge
ſicherten e herausgeſchoſſen. Von den verſenkten Seglern
hatten zwei Papiermaſſe, einer Holz geladen.2. Am 31. Januar hat eines unſerer Unterſeeboote die chemiſche

abrik Trenella bei Palermo auf nahe Entfernung erfolgreich
eichoſſen- Der Chef des Admiralſtabes der Marine.

„Keine Geldſumme kann den Schiffswert erſetzen Zu dieſem
Reſultat kommt Sir F. Green in der Generalverſammlung der
Orient Steam Navigation bezüglich zweier verſenkier Schiffe,
nämlich der Orama und der Otway, beide über je zwölftauſend
B.-R.-T. groß. Sir F. Green erilärte, daß über den Erſatz dieſer
Schiffe mit der r verhandelt werde, daß aber keine Ent
ſchädigung an Geld den Verluſt dieſer Schiffe wieder gut machen

nne, da ſie beſonders konſtruiert geweſen ſeien und ihre Zweck-
mäßigkeit für den Handel bewieſen hätten. Man habe darauf

rechnet, daß dieſe Schiffe noch viele Jahre hindurch für die Ge
ſellſchaft ein wertvolles Kapital darſtellen würden. Während des
Krieges ſei es natürlich unmöglich, derartige r u erſetzen,
und n dem Kriege, wie er annehme, würden die Preiſe noch
lange Zeit ſehr hoch bleiben. Dieſe Bemerkungen eines Geſchäfts
mannes zeigen wieder einmal deutlich, daß der Unterſeebootkrieg
nicht nur eine Bedrohung Englands im Kriege, ſondern auch eine
aus der geſamten engliſchen Wirtſchaft nach dem Kriege

edeute

Das Urteil gegen Bolo Paſcha.
Paris, 14. Februar. (Havas.) Bolo iſt einſtimmig zum

Tode verurteilt worden. Prochere wurde zu drei Jahren Ge
fänanis, Cavallini in contumaciam zum Tode vexrurteilt.
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Die Lage in Finnland.
Einige ſchwediſche Zeitungen erhalten heute Nochrichten, daß zwi

ſchen den ruſſiſchen Soldaten und den Roten Gardiſten
ernſte Meinungsverſchiedenheiten ausgebrochen ſind. Nach Aftonbladet
wächſt dieſer Zwieſpalt immer mehr. Nur die Matroſen nehmen
freudig am Kampfe teil, während beſonders in Tammerfors die ruſ
ſiſchen Jnfanteriſten Unterhandlungen mit den Schutztruppen einleiteten.
Nach einer anderen Meldung iſt die Regierung der Roten Kommiſſare
in Helſingfors infolge noch röterer Oppoſition gezwungen, ſich auf die
Behauptung der eigenen Machtſtellung einzurichten. Ein Gerücht will
wiſſen, Tokoj habe Friedensunterhandlungen eingeleitet.

Aus Helſingfors wird gemeldet: Die Rote Garde hat die
Männer zwiſchen 18 und 50 Jahren in den von ihr beſetzten Ge
bieten unter Androhung von Todesſtrafe im Falle der Widerſegtzlichkeit
aufgeboten.

Rücktritt des bulgariſchen Geſandten
in Berlin.

Wien, 14. Februar. Der bulgariſche Geſandte in Berlin
Dr. Rizoff, überreichte dem Miniſterpräſidenten Radoſlawow
ſein Demiſſionsgeſuch. Rizoff hatte eine Vorrede und einen er
läuternden Text zu einem hiſtorifch politiſchen ethnographiſchen
Atlas der politiſchen Anſprüche Bulgariens verfaßt, der in Oeſter
reich- Ungarn allgemeine Entrüſtung hervorgerufen hat.
Jn offiziellen bulgariſchen Kreiſen wurde jede Solidarität mit dem
Rizoffſchen Standpunkt abgelehnt und ſie lediglich als Privat-
mainung bezeichnet, worauf Rizoff mit ſeinem Rücktritt antwortete.

Der Viehbeſtand in Bayern.
Bei Beſprechung einer Reihe von Anträgen über landwirt

ſchaftliche Fragen und Volksernährung in der Abge-
ordnetenkammer führte der Miniſter des Jnnern Dr. von Brett-
reich u. a. aus:

UUnſer Rindviehbeſtand hat ſich während des Krieges im ßen
und ganzen ſehr gut erhalten. In der nächſten Zeit werden ſich aber
die Verhältniſſe unſeres Viehſtandes nicht ſo günſtig geſtalten. Die
Heeresverwaltung hat außerordentlichen Bedarf an h ſo daß
wir ohne Zweifel mit der Durchhaltung der Viehbeſtände Schwierig
keiten bekommen. Wir ſind mit unſeren Lieferungen für das
ſehr ſtark im Rückſtande in bezug auf Heu wie auch mit den Rind
viehbeſtänden, bei letzteren um etwa 12 000 Stück, bei den
Schweinen um 20 000 Stück. Wir erhalten täglich Telegramme von
der Reichsfleiſchſtelle, daß wir den Lieferungen nachkommen ſollen, ſonſt
würden uns ernſte Maßnahmen in Ausſicht geſtellt.

Ich muß auch warnen vor einer Ueberſchätzung der Kartoffel-
beſtände. Auch unſere Brotgetreidevorräte ſind nicht ſo,
daß wir abſolut damit rechnen können, daß wir nicht eine Ermäßigung
der Rationen vornehmen müſſen, wenn auch durch den Friedensſchluß
mit der Ukraine die Ausſichten vielleicht beſſer geworden ſind.

Wegen der Zukunft unſerer Vieh zucht habe ich keine großen Be
denken. Es wird wohl einige Jahre dauern, bis wir damit wieder in
die Höhe kommen. Bei den Schweinen geht es ziemlich raſch. Die
Regierung wird ihr möglichſtes tun, um den Viehbeſtand wieder in die
Höhe zu bringen. Es kann keine Rede davon ſein, daß das Durchhalten
nicht möglich iſt. Jch glaube auch, daß wir ſogar um eine Ermäßigung
der Fleiſchration herumkommen und daß, wenn es notwendig werden
ſollte, andere Nahrungsmittel zum Ausgleich zur Ver-
fügung ſtehen.

Politiſche Ueberſicht.
Deutſches Reich.

Ein neues Lügenblatt.
Jn Berlin hat ſich ein „Arbeiterſchutzbund“ gebildet, der, wie

aus einem von ihm veröffentlichten Aufrufe hervorgeht, am
30. Januar 1918 „nach t Vorarbeit“ ſeine öffentliche
Tätigkeit aufgenommen hat. Welcher Art dieſe „Vorarbeit“ ge
weſen iſt und welcher Art die „öffentliche Tätigkeit“ ſein wird, er
ſieht man aus dem Blättchen des Bundes, das ſich „Arbeiterſchutz-
Zeitung“ nennt. Auf den Jnhalt in ſeiner Allgemeinheit brauchen
wir nicht einzugehen. Er ſtellt ſich als eine Reihe von Be
ſchimpfungen der Arbeiterbewegung dar, die in
ihrer Alkernheit und Plumpheit das meiſte von dem vielen über-
trifft, das auf dieſem Gebiete in den letzten Jahren geleiſtet worden
iſt. Der arme Schächer, der verurteilt iſt, den in dieſem Blättchen
aufgehäuften Schmutz auf ſeine Kappe zu nehmen, nennt ſich
„W. Freund-Berlin“. Zu feinem Glücke erfreut er ſich in der Ber
liner Arbeiterſchaft und auch in den weiteſten Kreiſen der Leute von
der Feder des möglichſten Unbekanntſeins. e

Ein beſonderer Umſtand ſtellt uns vor die Notwendigkeit, uns
mit dem übelduftenden Gewächs zu beſchäftigen. Jn einem Artikel
„Das Ende vom Liede“, der ſich mit der letzten politiſchen Streik-
bewegung beſchäftigt, und der nach. berühmten Muſtern den Zweck
verfolgt, der Sozialdemokratie die Verantwortung für den Streik
aufzuladen, wird dieſe Behauptung aufgeſtellt:

Am Donnerstag, den 24. Januar, nach der Reichstagsaus-
ſchußſitzung, traten im Reichstage die beiden ſozialdemo-
kratiſchen Parteien gemeinſam zuſammen, das erſte
Mal feit ihrer Trennung, und beſchloſſen einmütig, den Streik zu
fördern und in die Hand zu nehmen.

Um die Berührung mit dem Urheber dieſer Behauptung mög-
lichſt abzukürzen, ſtellen wir in aller Kürze feſt: Dieſe Be
hauptung iſt von dem erſten bis zum letzten Buch
ſtaben erlogen. Es hat weder die geſchilderte noch eine ähn-
liche Zuſammenkunft ſtattgefunden. Am 24. Januar iſt überhaupt
keine Beſprechung geweſen.
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Einer, der die Konſequenzen zog.
Unferem Münchner Parteiblatt ſchreibt ein bayriſcher Juriſt:
„Zumeiſt wird man in ſeine Partei hineingeboren. Meine

Wiege ſtand an der Grenze der demokratiſch freiſinnigen Partei.
Dann kam der trri Die deutſchen Sozialdemokraten waren
keine „vaterlandsloſen Geſellen und nahmen die Flinte auf den
Rücken zur Verteidigung des Vaterlandes gegen den Ueberfall
feindlicher Horden und zur Rettung des heimiſchen Herdes vor
Koſakentum und Zarismus. Ludwig Frank fiel als rechter Fiügen
mann. Man frug ſich: wird Preußen jetzt das allgemeine, gleiche
Wahlrecht einführen? Dann erfolgte die MarneSchlacht und der
Krieg kam ganz anders, als ſich die Häſeler und Tirpitze fartgs
Jahre lang ausgerechnet hatten. Die deutſche Sozialdemokratie
tat wieder ihre uldigkeit mit Gut und Blut und ſoWort pon den „famoſen Jerlen Der Krieg dauerte fort. Menſchen

ſind Menſchen. Die „Unabhängigen“ verloren die Geduld und
ſplitterten ſich ab. Die Reichsſchulden ſchwollen an wie die Wogen
der Sturmflut. Die Kapitaliſtenklaſſe begann angeſichts der drohen
den Steuerlaſten für ihren Beſitz zu zittern. Das hätte ihnen
freilich gepaßt: in ſechs bis zehn Monaten Krieg Hunderttauſendeoder Mlutonen zu verdienen und dann 4 von den Steuern zu
drücken! Das Schickſal hat den Herren nicht den Gefallen
und der Kapitalismus iſt durch ſeine eigene Gier und Schuld ins
Wanken gekommen wie noch nie. Die wirtſchaftli Verhälniſſe
Leben ſich von Grund aus verſchoben. Die Politik beruht in erſter
inie auf dem Wirtſchaftsleben. Aendert dieſes, ſo wird der

vernünftig denkende Menſch an ſeine politiſchen le ändern.
Das iſt keine Untreue gegen die frühere Partei, ſo lange dieſe
ſelbſt nicht ihre Grundſätze umformt. Das kann aber eine politiſche

Großes Hauyiquartier, den 14. Febrvar 1918.

Weſtlicher Kriegsſchauplatz.
Engländer und F k vielen Stellen deW fort. e e r nd in der C r

In einem ringenden Teil
ch von Tahnre haben die Franzoſen

lerieW brachle in Flandern und auf den Maas

Von den andern Kriegsſchauplätzen nichis Neues.

Der Erſte Generalquarſlermeiſter. Ludendorff.
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gangszeit wie die Fauſt aufs Auge. Daher die neuerliche Los-
löſung von Hunterttauſenden früherer Anhänger nichtſozialdemo
tratiſcher Parteien von ihrer alten politiſchen Fahne und die
um mindeſten W zum ſozialiſtiſchen Banner!

e deutſche ſozialdemokratiſche Partei iſt keine reine Arbeiterpartei
mehr. Die durch den Krieg erfolgte rapide Proletariſierung weiter
Volksſchichten ſowie viele geiſtige Urſachen haben der Sozialdemo-
kratie ungezählte neue Anhänger zugeführt, die ſich mit der
klaſſiſchen Rede Scheidemanns auf dem Würzburger Parteitag
ſolidariſch erklären. Dieſe haben aber auch die politiſche Pflicht,
offen r ſozialdemokratiſchen Partei und deren Organiſation ſich
zu bekennen und keine Gelder weh7 in andere Parteikaſſen zu
zahlen. Millionen von Menſchen im Felde und in der Heimat
erhoffen von der deutſchen und internationalen Sozialdemokratie
die endliche Rettung aus dieſem unſäglichen Elende. Wollen wir
alle ihr dabei helfen!“
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Aeber die ſozialpolitiſchen Geſetzentwürfe,
die demnächſt dem Reichstag zugehen ſollen, macht die Soziale Praxis
folgende Mitteilungen: Der vom Reichskanzler am 29. November im
Reichstag angekündigte Geſetzentwurf über die Arbeitskammern
ift im Reichswirtſchaftsamt fertiggeſtellt und entſpricht dem Vernehmen
nach weitgehenden Erwartungen. Insbeſondere erfährt das Eini-
gungsweſen eine Ausgeſtaltung und Feſtigung. Eine Vorlage
über beſondere Kaufmannskammern ſoll folgen. Weiter wird
geplant, die im Hilfsdienſt geſchaffene Einrichtung von Arbeiter-
und Angeſtellten ausſchüſſen in Großbetrieben durch eine
Novelle zur r e zu ſichern. Die ebenfalls
vom Reichskanzler am 29. November verſprochene Beſeitigung der-
jenigen Beſchränkungen der Koalitionsfreiheit, die ſich aus
8 153 der Gewerbeordnung ergeben, ſollen den Reichstag auch dem-
nächſt beſchäftigen.

ſie lage an ſep pumenigchen Front
2
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Partei ihrem Weſen nan nicht tun, weil ſie damit ſich ſelbſt aufibt. Die St des Liberalismus von der Freiheit d
aftaleden paſſen auf die gegenwärtige und eine lange I r e u her Punmk Feb

J 7 Der deutſche Tagesbericht. Gewerkſchaftliches.
Anabhängige Verdrehungen.

Der Grundſtein, das Organ des Bauarbeiterverbandes, ſieht ſich
veranlaßt, wieder einmal eine Verdrehung der Leipziger Volks
zeitung aufzudecken Dem Bauarbeiter-Führer Winnig hatte die
L. V. unterſchoben, er ſei klipp und klar für eine Herabſetzung
der Löhne eingetreten, damit die deutſche Induſtrie ſo ſchnell wie
möglich ihre frühere glänzende Stellung auf dem Weltmarkt zurück
erobere. In Wahrheit hatte Winnig gerade umgekehrt geſchrieben,
daß die Arbeiter zwar im Intereſſe ihrer Lohnpolitik raſcheſten Wieder
aufbau der deutſchen Induſtrie wünſchen müßten, daß dies aber nichi
auf Koſten des Arbeitslohnes geſchehen dürfe, ſon
dern nichts anderes übrig bleibe, als der Uebergang zu rationel-
leren Betriebsmethoden. Dieſe Verdrehung der L. V.
nennt der Grundſtein eine Kampfesweiſe, die jeden anſtändigen Men
ſchen anwidern müſſe.

Eine Konferenz der Vertreter der Zentralvorſtände
fand am 1. Februar in Berlin ſtatt. Die Konferenz nahm den Be
richt der Generalkommiſſion über ihre Stellung zu den
Streiks entgegen und bekundete mit allen gegen zwei Stimmen
ihr Einverſtändnis mit der von der Generalkommiſſion beobachteten
Neutralität in dieſen volitiſchen, nicht gewerkſchaftlichen Beweg-
gründen entſpringenden Arbeitseinſtellungen. Nach eingehender
Debatte nahm die Konferenz mit allen gegen vier Stimmen eine
Reſolution an, in der ſie ihre Auffaſſung von den Urſachen des
Streiks prägziſierte. Wir ſind aber, erklärt das Korreſpondenzblatt
der Generalkommiſſion, zur Zeit außerſtande, unſeren Leſern den
Wortlaut dieſer Reſolution mitzuteilen.
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Tarifverhandlungen im Malergewerbe.
Am 7. und 8. Februar 1918 haben im Reichswirtſchaftsamt

unter Leitung des Geh. Oberregierungsrats Siefart Verhandlungen
zwiſchen dem Hauptverband deutſcher Arbeitgeber-
Verbände im Malergewerbe und dem Bund deutſcher
Dekorationsmaler einerſeits und dem Verband der
MWaler, Lackierer, Anſtreicher, Tüncher und
Weißbinder Deutſchlands, dem Zentralverband chriſt
licher Maler und verwandten Berufsangehöriger Deutſchlands und
dem Gewerkverein der Maler, Lackierer, Anſtreicher und graphi
ſchen Berufe Deutſchlands (Hirſch-Duncker) anderſeits ſtattgefunden.
Nach der getroffenen Vereinbarung werden der Reichstarifvertrag
für das Malergewerbe und die übrigen Abkommen zwiſchen den
genannten Verbänden unverändert bis zum 15. Februar 1919 ver
längert. Die Gehilfen erhalten vom 15. März 1918 an eine neue
(dritte) Teuerungszulgge, die in Städten von mehr als 100 000
Einwohnern 15 Pf., im übrigen 10 Pf. für die Arbeitsſtunde be
trägt. Auf dieſe Zulage werden die ſeit dem 1. Oktober 1917 ver
einbarten Sonderzulagen angerechnet. Am 1. Juni 1918 tritt eine
weitere allgemeine Erhöhung der Teuerungszulagen um 5 Pf. ein.
Verhandlungen zwiſchen den Gehilfenverbänden und dem Weſt
deutſchen Malerverband ſtehen unmittelbar bevor und ſollen gleich
falls im Reichswirtſchaftsamt ſtattfinden. Die Vereinbarungen be-
dürfen noch der Genehmigung der zuſtändigen Verbandsinſtanzen.

Vermiſchtes.
Die kriegsblinde Gemſe. Auch die Tierwelt bleibt vom Krieg nicht

verſchont. Nicht nur, daß ſie auf dem eigentlichen Kriegsſchauplatz oft
verſcheucht oder ganz vernichtet wird, ſie iſt auch der Einſchleppung von
Krankheiten ausgeſetzt. Höchſt merkwürdig aber und ſcheinbar unerklär-
lich iſt eine Epidemie, die unter den Gemſen in Oberbayern und den
benachbarten öſterreichiſchen Alpen ausgebrochen iſt und von Amts-
tierarzt Dr. Stroh im Deutſchen Jäger gleichfalls auf eine Kriegs-
wirkung zurückgekehrt wird. Sie äußert ſich in einer Augenkrankheit,
die oft mit gänzlicher Erblindung endet. Es läßt ſich kaum etwas jäm-
merliches vorſtellen als eine blinde Gemſe, dies freie, auf unbeſchränk-
tes Bewegungsvermögen angewieſene Tier des Hochgebirges, deſſen
Leben dauernd von der Sicherheit des Auges abhängt. Die von der
Krankheit befallenen Gemſen gehen dann in der Regel auch bald zu-
grunde. Wahrſcheinlich iſt die Krankheit durch Ziegen oder Schafe ein
geſchleppt und auf die Gemſe übertragen worden.

Die Heilung leckgewordener Schiffe. Unter den Beſtrebungen, der
UBoot-Gefahr Herr zu werden, nehmen bei der Entente auch die
Vorſchläge der Erfinder einen großen Raum ein. Am meiſten be-
tätigen ſich darin naturgemäß die Engländer, die es am nächſten an-
geht, und ihre amerikaniſchen Bundesgenoſſen, die, wie ſie wenigſtens
ſelbſt meinen, von allen Völkern der Erde mit dem größten Erfinder-
genie geſegnet ſind. Die Hoffnungen, die U-Boote ſelbſt zu bekämpfen
oder ihre Waffe unwirkſam zu machen, ſind bisher nicht erfüllt worden.
Insbeſondere bleibt das unverſenkbare Schiff immer noch ein Zukunfts-
traum, obgleich es ſchon mehrmals das Licht der Welt erblickt haben
ſollte. Auch darin iſt man in England beſcheidener geworden und
wäre jetzt ſchon zufrieden, wenn man ein Heilverfahren wüßte, das die
Rettung eines leckgewordenen Schiffs mit der nötigen Schnelligkeit und
Sicherheit geſtattete. Das ſoll nach einer Mitteilung der Umſchau einem
engliſchen Reeder gelungen ſein. Für die Ausbeſſerung kleiner Lecks
ſtehen Mittel älterer Erfahrung hinreichend zur Verfügung, aber hier
handelt es ſich darum, große Löcher in der Schiffswand oder im Schiffs-
boden, wie ſie durch die Exploſion von Torpedos oder Minen oder
durch Schiffszuſammenſtöße entſtehen, ſoweit unſchädlich zu machen, daß
der Untergang des Schiffs mit all feinen Folgen für Ladung und Be
ſatzung vermieden werden kann. Gegen die Verletzungen durch Minen
und Torpedos dürfte freilich kein Kraut gewachſen ſein, wenn die
Exploſion wirklich geſeſſen hat, aber auch die Schiffszuſammenſtöße ſind
beſonders durch das Fahren bei Nacht mit abgeblendeten Lichtern ſo
häufig geworden, daß auch ihre Verhütung oder Unſchädlichmachung ein
bedeutender Erfolg wäre. Der engliſche Erfinder will nun ein nicht
zu großes Leck mit einer Art von Holzjalouſie verſchließen, die im
Schiffsraum ſchnell zur Hand iſt, wie ein Gürtel aufgerollt, und mit
einer gepolſterten Seite gegen die Schiffswand gepreßt werden kann.
Es ſoll dadurch ſoweit ein Verſchluß erzielt werden, daß die Schiffs-
pumpen dann das übrige beſorgen können.

Lehte Lokal und Proviaznachrichten.
Halle, 15. Februar 1918.

Möbelbeſchaffungen in Halle. Zu dieſem Artikel in heutiger
Nummer iſt noch nachzutragen, daß der Stadtv. Weſchke als
Referent recht warmherzig dafür eintrat, ebenſo Stadtv. Balke,
der beſonders darum bat, der Magiſtrat möge auf die Erreichung
guter Möbel dringen. Vom Magiſtratstiſch wurde mitgeteilt,
daß die Handwerker- und Kunſtgewerbeſchule bereits Entwürfe
für ſolche Möbel anfertigte. Genoſſe Gehrig begrüßte eben-
falls die Vorlage, meinte aber, daß zur beſſeren Beſeitigung der
Möbelnot die reichen Leute von ihren Einrichtungen für viele
Zimmer einen Teil abgeben ſollten. Hiernach wurde die Vorlage

einſtimmig angenommen. e
Städtiſcher Vahrungsmittelverkauf.

Dörrgemüſe. Am Sonnabend auf Marke 136 des Warenbezug-
ſcheins 13 jede Perfon 60 g zum Preiſe von 30 Pfg. bei
denjenigen Händlern, wo die Haushaltungen in die Kunden
liſten eingetragen ſind.

Seeſiſche. Sonnabend früh in den einſchlägigen Geſchäften auf
van 142 des Warenbezugsſcheins 13 jede Perſon etwa

Pfund auf die Nummern 38501--52 500.
Eier. Sonnabend, vormittag a r Nr. 46 501--409 000

Lebensmittelſcheine in der Talamtſchule. Jede Perſon
Stück für 33 Pf.
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Sonntag, den 17. Februar 1918, vormittags 11, mr r
z im Walhalla Theater t a

Oeffentliche
Volksversammlung

Vortrag des Reichstagsabgeordneten Karl Legien,
Vorſitzender der Generalkommiſſion der Gewerkſchaften Deutſchlands

übWas das deutſche Volk erſtrebt. t
Eintritt 10 Pf. W Karten ſind im Verlag der Volksſtimme ſowie Sonntag von 10 Uhr im WalhallaTheater zu haben.

Die Leitung der Verſammlung liegt in den Händen der Einberufer.

Der ſozialdemokratiſche Verein für Halle und den Saalkreis. veſ
Ad. Thiele, Vorſitzender. undBe z II J J J ale 22 e den6 denfeuer u mnben

Bekanntmachung. 7 ranDiejenigen Jnhaber von Kleinhandelsgeſchäften, 1e e h b III zab 18. gertuer 1918, bei den von ihnen gewählten wenn 5407 a Gr. n 27 berGroßfirmen die in nächſter Woche zum Verkauf gelangende n nen z E ſichMarmelade abzuholen. c ſiater Nntmoguns über Regelung des Verkaufs erfolgt Empfehlenswerte Schriften belehren-

Halle, am 14. Februar 1918. ver Nagſſteet. den und unterhaltenden Charakters: m
2 Di Zeitschrift zur Verfechtung der in vertw- ie Gleichheit sPo lizeiverordnung. Einzelnummer 16 pr.

Auf Grund der S 65, 6 und 15 des Geſetzes über kame e en In freien Stunden an ht Zuſti teressante Erzählun für jede Aiveitertamllie Wöchentliche r t Soſtiwmang c eine Pumnmer zum Preise von 185 Pf. T e
s 1. Der WVVah h etrierte polſtisch-eatirische erarbeitungund Ausführung. moGelände, ither der S er Wanhre aco cne e ernſte war, wird T Sarpone ilt e Nummer W J. rn MABige Preise.

suge öſtlich der Straße Reuwerk von derne rn c r Berliner Ilustrierte Zeitung Paletots für Herren undeuwer s zumv) en wer e a Einzeinummer F. 10 pt. r werur aßear l Arbeiter Gesundheits Bibliothek
o e ehe See e n n e l r Anzüge ar fernen ungun einge c ng ngedas Gelände, welche den St Reuwerk,n ichen 8 engehaehen nd Dokumente zum Veltkrieg a höher.
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Halle und Saalkreis.
Halle, 15. Februar 1918.

Möbelbeſchaffung in Halle.
Der Magiſtrat hatte der geſtrigen Stadtverordnetenſitzung den

Antrag unterbreitet, ſeinem Beſchluß beizutreten, wonach die Stadt
Halle: 1. ſich an einer noch zu gründenden gemeinnützigen Geſell
ſchaft (G. m. b. H.) mit 20000 M. Stammeinlage beteiligt, die die
Beſchaffung einfacher Wohnungsgegenſtände für Minderbemittelte
zur Aufgabe hat; 2. dieſer Geſellſchaft einen Kredit bis zu 150 000
Mark gewährt, die dem Kriegsfonds zu entnehmen ſind.

Damit war vom Magiſtrat die Jnitigtive dazu ausgegangen,
endlich auch Halle den kommunalen Beſtrebungen zur Beſchaffung
billiger Wohnungseinrichtungen beitreten zu e S die wie
unſere wiederholten Veröffentlichungen darüber eiſen bereits
von einer großen Anzahl Städte aufgegriffen worden ſind. Und
das verdiente alle Unterſtützung, denn auf dem Gebiete der Haus
ratbeſchaffung iſt durch den Krieg ein derartiger Notſtand einge
treten, daß jeder Kundige nur mit größter Sorge in die Zukunft
ſehen kann.

Zunächſt hat der Mangel an Rohmaterialien aller Art, an Ar
beitskräften uſw. zur äußerſten Einſchränkung in der Fabrikation
von neuen Möbeln geführt. Für gebrauchte Möbel, die natürlich
auch nur knapp ſind, werden aber derart übertriebene Preiſe ge
fordert, daß es den Minderbemittelten unmöglich wird, ſich auch nur
das Notwendigſte an Möbelſtücken insbeſondere für die erſte Ehe
einrichtung zu beſchaffen, wenn ſie ſich nicht in drückende Schulden
ſtürzen wollen, aus denen ſie aus eigener Kraft nicht wieder heraus

n vermögen.
Hier helfend einzutreten, war für die Stadt zur Notwendigkeit

geworden, vor allem aber zu einer Ehrenpflicht gegenüber den
Kriegsgetrauten, denen nach ihrer Rückkehr in die Heimat die Mög
lichkeit geboten werden muß, ihren Hausſtand zu gründen und
deren Zahl iſt vorausſichtlich auch für Halle nicht gering. Nach der
Feſtſtellung des ſtatiſtiſchen Amts haben bis Ende 1917 1520 Kriegs
trauungen ohne eigene Wohnung ſtattgefunden. Rechnet man nun
auch von dieſer Ziffer eine erheblichere Zahl auf bemittelte Kriegs
getraute ab, ferner auf Fälle, in denen der Mann vor dem Kriege
bereits ſeinen Wohnſitz außerhalb Halles beſaß und in denen der
Tod inzwiſchen die Ehe wieder gelöſt hat, ſo wird doch unter Berück-

dadurch erreicht werden ſoll, daß zwei Mitglieder des Aufſichtsrats
vom Magiſtrat ernannt werden, die Stadt mit einer Einlage von
20 000 M., alſo mit mehr als ein Zehntel des Stammkapitals
(S 51 Geſ. v. 20. April 1892) dem Unternehmen als Geſellſchafter
beitritt, und daß Aenderungen an den Beſtimmungen des Geſell
ſchaftsvertrages von der Genehmigung des Magiſtrats ab
hängig ſind.

Ein zweites Stadttheater.
Die geſtrige Stadtverordnetenſitzung hatte ſich auch mit dem

bereits mitgeteilten Antrage des Magiſtrats zu befaſſen: ein
kbeineres ſtädtiſches Theater für modernes Schauſpiel ſowie klaſſſſche
Oper zu errichten und zur Beſchaffung der hierfür erforderlichen
Mittel einen Fonds anzulegen, dem erſtmalig der ſtädtiſche Ge
winnanteil am Stadttheater aus der Winterſpielzeit 1916/17 und
aus der Sommer vielzeit 1917 in Höhe von insgeſamt 43 000 M.
überwieſen wird, wobei auch die Zinſen davon dieſem Fonds zu
fließen.

Zur Begründung hierfür gab der Magiſtrat folgendes an:
„Die Stadt Halle verfügt ungeachtet ihrer Einwohnerzahl und

des regen Kunſtſinnes ihrer Bürger, ſoweit Theater als reine
Kunſtſchöpfungen in Betracht kommen, nur über ein einziges, das
Stadttheater. Jn früheren Zeiten beſtand hier mit gutem Erfolge
noch das Neue Theater in der Großen Ulrichſtraße (Mauthner), ſeit
deſſen Eingang ſich eine erhebliche Lücke im Theaterleben der Stadt
bemerkbar macht. Gerade ein Theater ähnlicher Art fehlt der Stadt,
und dieſen Mangel zu keſeitigen, erachten wir als eine wichtige
Kulturagufgabe der Gegenwart und eine Pflicht der ſtädtiſchen Ver-
waltung gegenüber der Bürgerſchaft, nicht minder aber auch für
einen beträchtlichen Vorteil unſeres Stadttheaters ſelbſt.

Gedacht wird hierbei an ein kleines, ſogen. intimes Theater für
etwa 300 bis 400 Perſonen mit einem Parterre und allenfalls einem
erhöhten Rang und mit einer mäßig großen Bühne und einfachen
Bühneneinrichtungen. Der Betrieb eines ſolchen Theaters in Ver-
bindung mit dem des Stadttheaters eröffnet Fortſchritte und Vor-
teile mannigfacher Art.

Die Aufführung moderner Schauſpiele und klaſſiſcher Spiel-
opern findet in einem devartigen Theater den entſprechenden
Rahmen. Jn einem großen Hauſe wie dem Stadttheater leiden dieſe
Werke ſowohl durch das Bühnenbild, das den Abmeſſungen der
großen Bühne angepaßt und auf intime Wirkungen verzichten muß,
wie durch die Klangwirkung, da der große Zuſchauerraum die fein-

ſichtigung wiederum des Zuzugs von auswärts immer. noch mit
einer Zahl von etwa 800 Ehepaaren gerechnet werden müſſen, die
nach Beendigung des Krieges in Halle ihren erſten Wohnſitz nehmen
und den Wunſch haben werden, hier die Einrichtungsgegenſtände
für ihren Hausſtand zu Preiſen zu kaufen, die für ihre wirtſchaft
lichen Verhältniſſe erſchwingbar ſind.

Zum Zwecke der Hilfeleiſtung ſoll in ähnlicher Weiſe, wie es
bei der Gründung der Altkleiderverwertungsſtelle geſchehen iſt, eine
Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung mit gemeinnützigem Charakter
ins Leben gerufen werden. Dieſe Form hat der Magiſtrat deshalb
gewählt, weil es ſich im Jntereſſe der Beteiligten ſelbſt empfiehlt,
das nach kaufmänniſchen Grundſätzen zu leitende Unternehmen in
die geſchäftsgewandten Hände Sachkundiger zu e Aufgabe der
Geſellſchaft ſoll es ſein, dem Notſtand dadurch abzuhelfen, daß ſie
durch Herantreten an die opferbereite Bürgerſchaft für die Samm-
lung und Bewirtſchaftung gebrauchter Möbel insbeſondere galer auch
für die Herſtellung einfacher neuer Möbel nach geſchmackvollen
Entwürfen und für die Abgabe zu möglichſt günſtigen Bedingungen
Sorge trägt. Die Herſtellung neuer Möbel ſoll nur im Rahmen des
für die erſte Eheeinrichtung Notwendigſten erfolgen und ſirh etwa
auf Küchen und Schlafzimmereinrichtung, unter Umſtänden viel
leicht auch auf die Einrichtung einer Wohnſtube beſchränkten. Die
Erfüllung dieſer Aufgabe wird der Geſellſchaft möglich ſein, weil
ſie als gemeinnütziges Unternehmen ohne Gewinnbeteiligung für
ihre Geſellſchafter arkeitet, und weil ihr der Einfluß und die kätige
ſowie finanzielle Mithilfe der Stadt mit ihren Organen zur Seite
ſteht. Dieſen Geſichtspunkten iſt natürlich auch in den Beſtimmungen
des Entwurfs zu einem Geſellſchaftsvertrage und des mit der Ge-t u hliebenden Kreditvertrages Rechnung getragen
worden

Das Stammkapital der Geſellſchaft wird, da für die erſte Her
ſtellung etwa 100 Möbelausſtattungen für Küche und Schlafſtube
in Auftrag zu geben ſein werden, keinesfalls unter 120 000 M. an-
unehmen ſein. Daneben iſt der ellſchaft, um ihr das nötige

triebskapital ſicherzuſtellen, ein Kredit bis zur Höhe von 150 000
Mark von der Stadt zu gewähren. Die Geſellſchafter ſollen von der
Stadt in gleicher Weiſe wie bei der Altkleiderverwertungsſtelle ledig
lich eine fünfprozentige Verzinſung ihrer Stammeinlagen verbürgt

ſten Abtönungen der Sprache und des Geſanges verſchlingt und da-
her mit ſtärkeren Mitteln behandelt werden muß.

Mit dieſem Gewinn für die betreffenden Bühnenwerke und ihre
Darſtellung verbindet ſich ein Fortſchritt für die im Stadttheater zu
bietende Kunſt.

Das Stadttheater hat ein Opern und ein SchauſpielPerſonal.
Für künſtleriſch hochſtehende Leiſtungen beider iſt die Probenarbeit
auf der Bühne Grundbedingung. Jm Gegenſatz zu anderen Thea-
tern wird hier darauf gehalten, daß auch das Schauſpielperſonal in
der Anzahl ſeiner Hauptbühnenproben der weit anſpruchsvolleren
Oper gegenüber nicht benachteiligt wird. Dabei iſt es unvermeid-
lich, daß eine der beiden Kunſtgattungen ſich mit dem Hilfsmittel
der Probebühne jeweilig behelfen muß und die künſtleriſche Proben-
arbeit nur in unvollkommener Weiſe verrichten kann. Hierin liegt
ein bedauerlicher Nachteil für Kunſtwerk und Kunſtleiſtung. Jhn
würde der gleichzeitige Betrieb eines zweiten Theaters beſeitigen.
Jede Kunſtgattung könnte täglich auf der Bühne ſelbſt das vorzu-
bevreitende Werk gründlich einſtudieren, und bei der gleichen Zahl der
Einſtudierungen würde die doppelte Anzahl von Bühnenproben
gewonnen werden. Die Proben ſelbſt würden techniſch leichter
herzurichten ſein, da der Wechſel von Opernproben, Opern-
aufführumgen, Schauſpielproben und Schauſpielaufführungen
dauernd zeiträubende Umbauten auf der Bühne erfordert, und da
durch Zeit für die künſtleriſche Vorbereitung des Werkes ver
loven geht.

Abgeſehen von den künſtleriſchen und kechniſchen Vorteilen eines
ſtädtiſchen Doppeltheaters iſt auch der wirtſchaftliche nicht gering an
zuſchlagen.

Erfahrungsgemäß beträgt die Zahl der Schauſpielbefucher kaum
ein Viertel der Opernbeſucher, leider! Dieſes Mißverhältnis
beſteht nicht nur in Halle, ſondern im ganzen Deutſchen Reiche, und
es äußert ſich in der ſachlich ungerechtfertigten Maßnahme, daß
überall die Schauſpielpreiſe billiger wie die Opernpreiſe ſind. Jm
Durdhſchnitt iſt damit zu rechnen, daß auf eine Schauſpielaufführung
nicht viel mehr als 300 Beſucher entfallen d. h. ein Viertel der
verfügbaren Plätze des Stadtthaters gleichviel, ob in der Woche
vier oder im Monat zwei Schauſpielaufführungen ſtattfinden. Um
gekehrt können wieder etwa 300 Beſucher erwartet werden, wenn
allabendlich ein Schauſpiel geboten wird.erhalten und gegen den Kapitalverluſt St werden. Der Zweck

und die finanzielle Beteiligung der Stadt bedingen die Sicher-
ſtellung ihres Einfluſſes auf den Gang des Unternehmens, was

Stände nun dafür ein kleines Haus zur Verfügung, ſo würde
es regelmäßig gut beſucht ſein und ſich bei den nicht bedeutenden

Beilage zur Volks ſtimmte.
2. Jahrgang.

Regiekoſten ſelbſt erhalten. Das Stadttheater aber würde voll aus-
genützt werden können, da die bisher als Verluſttage zu buchenden
Schauſpielaufführungen wegfallen würden. Klaſſiſche Schauſpiel
die einen großen Aufwand erfordern, würden ſelbſtverſtändlich nach
wie vor im Stadttheater aufgeführt werden, während am gleichen
Tage im kleinen Theater eine Spieloper zu geben wäre, die ſich
ausverkauft ſein und etwaige Kaſſenausfälle des großen Hauſe
ausgleichen würde. Ueberdies könnte die Möglichkeit einer beſſeren
Vorbereitung und Einrichtung des klaſſiſchen Schauſpiels im Stadt
thoater das Intereſſe des Publikums an ihm heben und Kaſſengus
fälle mindern.

Die geſchäftlichen Vorteile würden ſonach mit den künſtleriſchen
Hand in Hand gehen.

Außerordentlich würde auch die Beſchaffung aller Dekorationen
verbilligt werden. Die Raumverhältniſſe der kleineren Bühne er
fordern einen ungleich geringeren Aufwand aller Materialien (Lein
wand, Holz, Metalle, Farben uſw.) zur Herſtellung künſtleriſch
wertvoller Bühnenbilder. Die Ausnutzung der neueſten techniſchen
Erfahrung würde das Bühnenbaus ſo geſtalten und einrichten, daß
für Lichtverbrauch und techniſche Arbeitskräfte mit überraſchend
niedrigen Summen gearbeitet werden könnte. Vornehmlich dieſe ge
ringen techniſchen Schwierigkeiten und Koſten würden auch die Mög
lichkeit ſchaffen, Erſtaufführungen herauszubringen, bei denen auf
einen ſog. Geſchäftserfolg nicht gerechnet werden muß.

Daß das neue Haus auch Gelegenheit für Kammermuſi?
Konzerte, Vorträge und dergleichen, wofür es in Halle an einen
würdigen Raume fehlt, und ſchließlich für Kongreſſe bieten würde.
ſei nebenbei hervorgehoben.

Wie die zunehmende Bevölkerungszahl der Stadt und die Ent:-
wicklung der mannigfachen Bildungsintereſſen den Ausbau der
Schulen und ſonſtigen Bildungsanſtalten nach Zahl und Art er
heiſcht, ſo drängt ſie auch auf die Erweiterung beſtehender Theater
einrichtungen, die nach den verſchiedenen Richtungen der Kunſt, der
Technik, des guten Geſchmacks und berechtigten Bedürfniſſes aus
geſtaltet werden müſſen, wenn nicht auf dieſem für die Geſamtkultur
unendlich bedeutſamen Gebiete Stillſtand eintreten ſoll. Gerade
letzteres in der durch den Kriegseinfluß bedrohten Jetztzeit zu ver
hindern, iſt eine ernſte und dringende Pflicht der ſtädtiſchen Ver
waltung, die für die geiſtige und ſittliche Wohlfahrt der Bürger nicht
weniger zu ſorgen hat wie für ihr wirtſchaftliches Gedeihen.

Der Theaterausſchuß hat dieſe Vorlage abgelehnt, der Haus
haltsausſchuß hat ſie angenommen. Jn der Stadtverordnetenſitzung
ſprachen die Stadtverordneten Herzfeld und Finger dafür,
beſonders warmherzig Herr Finger, worauf die Vorlage ohne weitere
Debatte gegen wenige Stimmen angenomtnen wurde.

Slädfetag und Kohlenverfſorgung. Der Staatsſekretär des
Reichswirtſachftsamts hat auf Antrag des Deutſchen Städtetags unter Be
teiligung des Reichskohlenkommiſſars eine Abordnung empfangen, be
ſtehend aus den Oberbürgermeiſtern Dr. Körte (Königsberg), Blüher
(Dresden), Matting (Breslau), Siegriſt (Karlsruhe) und dem Geſchäfts
führer des Städtetages Dr. Luther. Sowohl der gegenwärtige Stand
der Kohlenverſorgung wie auch die Notwendigkeit einer rechtzeitigen
Vorſorge für die ſpätere Verſorgung, beſonders durch ſtarke Aus
nutzung der mit Verkehrsſchwierigkeiten weniger belaſteten Frühjahrs
und Sommermonate zur Hereinſchaffung von Kohlen in die Städie,
waren Gegenſtand eingehender Darlegungen der Städtevertreter. Der
Staatsſekretär erklärte, daß den ſtädtiſchen Wünſchen nach Möglichkeit
Rechnung getragen werden ſoll, wobei er wegen der Vorſorge für den
nächſten Winter auf die bereits geplanten Maßregeln des Reichs-
kohlenkommiſſars hinwies.

Neben der Fahrpreiserhöhung auch noch den doppellen Fahrpreis
zuſchlag. Wie die Nordd. Allgem. Ztg. hört, ſteht es keineswegs feſt,
daß die „Ergänzungsgebühr“ zu den Fahrpreiſen für Schnell und Eil
züge am 1. April aufgehoben wird. Es werde lediglich von der Ge-
ſtaltung der dringend erforderlichen Verkehrseinſchränkung abhängen,
wann dieſe Maßnahme beſeitigt werden könne.

Fur Lohnbewegung der Gaſtwirksgehilfen. Die Forderungen
der Kellner und Gaſtwirtsgehilfen, die in einer neulich abgeholtenen
Verſammlung feſtgelegt wurden, ſind von den Unternehmern abgelehni
worden. Der Verein der Saalbeſitzer und der Wirteverein haben be
ſchloſſen, auf den neuen Lohntarif (12 v. H. vom Umſatz, bei Beſchäf-
tigung von Nachmittags an ein Abendbrot uſw.) nicht einzugehen. Es
liege die Unmöglichkeit vor, ſolche Löhne zu bezahlen. Die Kellner und
Gaſtwirtsgehilfen wollen aber alles daranſetzen, um ihren Forderungen
Geltung zu verſchaffen. Sie führen z. B. an, daß ein bekanntes Eßlokai
in Halle an einem der letzten Tage 1600 M. Kuchenkaſſe und 800 M.
Bierkaſſe ohne die andern Einnahmen gemacht habe. Aber gerade dieſer
Unternehmer ſtehe auf dem althergebrachten Herrenſtandpunkt, den
ſamten Verdienſt, den ihm ſeine Kellner im Schweiße ihres Angeſichts
miterworben haben, allein in die Taſche zu ſtecken. (Uns intereſſiert
auch, wo der Mann bei der Rationierung der Lebensmittel ſo viel Eß
waren auftreibt! Die Red.) Die Kellner wollen jetzt ernſtlich mit dem
alten Uebelſtand, überhaupt keinen, oder nur ganz wenig Lohn zu

Das Abenteuer der Keuſahrsnacht.

8] Novelle von Heinrich Zſchokke.
Mein Prinz, ich weiß, welche Achtung ich Jhren Worken

ſchuldig bin. Der König mit ſeiner erlauchten Familie iſt
das Volk, dem ich diene; das, was man Volk nennt, kann in
keine Betrachtung kommen. Das Land iſt des Königs Eigen-
tum. Völker ſind nur inſofern achtbar, als ſie, gleich andern
Nullen, die der Hauptzahl folgen, den Wert derſelben ver
größern. Aber es iſt hier nicht der Augenblick, den abge
droſchnen Wortkram über den Wert der Völker zu erneuern;
ſondern ich bitte um gnädigſten Entſcheid, ob ich die Ehre
haben ſoll, Jhre Schulden auf die bewußte Weiſe zu be
ſeitigen?“

„Antwort: nein, nein und nimmermehr auf Unkoſten
von hunderttauſend und mehr armen Familien.“

„Königliche Hoheit, es geht ja nur auf Rechnung des
Hauſes Abraham Levi. Und wenn ich dies Haus nötige,
Jhnen noch zu den Quitktungen Jhrer Schulden fünfzig
tauſend Gulden bar zuzulegen? Jch denke, es läßt ſich machen.
3 Haus gewinnt durch die einzige Operation ſo viel,

r

„Vermutlich auch für Sie, Herr Graf, noch ein artiges
Trinkgeld herauskommt.“

„Jhre königliche Hoheit belieben zu ſcherzen. Jch gewinne
dabei nichts. Jch brenne nur vor Begierde, Jhre Huld wieder
zu erhalten.“

„Sie ſind ſehr gütig.
„Alſo darf ich hoffen, mein Prinz?“
„Herr Graf, ich werde tun, was recht iſt; tun Sie Jhre

icht.“m eine Pflicht iſt, Jhnen zu dienen. Morgen laſſe ich

den Levi berufen, ſchließe den Handel mit ihm ab, und
habe die Ehre, Jhrer königlichen Hoheit die beſagten Quit

„Gehen Sie, ich mag davon nicht hören.“
„Und Jhre königliche Hoheit wenden mir Jhre Gnade

wieder zu? Denn ohne im Miniſterium zu ſtehen, könnte ich
dem Abraham Levi unmöglich

„Jch wollte, Sie und Jhr Miniſterium und Jhr Abraham
Levi ſäßen alle drei auf dem Blocksberg. Das ſag' ich Jhnen,
entſteht eine Kornſperre, läßt die Teuerung der Lebensmittel
nicht auf der Stelle nach, verkauft Jhr Judenhaus nicht das
aufgeſpeicherte Getreide ſogleich um den Ankaufspreis: ſo
gehe ich ohne weiteres zum König, decke ihm alle Schelmereien
auf, und helfe Sie ſamt den Abraham Levi aus dem Lande
jagen. Verlaſſen Sie ſich darauf; ich halte Wort.“

Philipp drehte ſich um, ging in den Tanzſaol und ließ
den Finanzminiſter ganz verſteinert hingepflanzt ſtehen.

7.

„Wann befehlen Jhre königliche Hoheit, daß der Wagen
vorfahren ſoll? flüſterte ihm eine Stimme zu, als er durch
die Masken im Saal entlang ging. Es war ein dicker, hol-
ländiſcher Kaufmann mit einer Stutzperücke, der die Worte
an ihn richtete.

„Jch fahre nicht.“ e„Es iſt halb zwölf Uhr vorbei, Prinz. Die ſchöne Sängerin
erwartet Sie. Sie hat lange Weile.“

„So mag ſie ſich etwas ſingen.“
„Wie, Prinz, hätten Sie Jhren Sinn geändert? Die

reizende Rolling wollten Sie im Stich laſſen? Den
goldenen Augenblick verlieren, nach dem Sie ſeit zwei Mona
ten vergebens ſeufzten? Jhr Billett, das Sie dieſen Morgen
durch mich an Signora Rollina mit der Brillanten-Uhr
ſchickten, tat dieſes Wunder. Die ſtolze Spröde ergibt ſich. Sie
waren den Mittag noch ſo hoch entzückt, und nun mit einem-
mal ſo kalt wie Eis? Was iſt mit Jhnen vorgegangen? Die
Verwandlung begreife ich nicht.“

„Das gilt mir gleich.“
„Sie haben mir aber befohlen, Sie um halb zwölf Uhrtungen zu überreichen, nebſt Anweiſung auf fünfzigtauſend

Gulden.“ zu begleiten. Hätten Sie andere Engagements?“

„Freilich.“
„Etwa ein Souper bei der Gräfin Born? Sie iſt nicht

am Ball erſchienen; wenigſtens iſt hier unter allen Masken
keine Spur von ihr. Jch könnte ſie an ihrem Gang und ihrer
eigenen Art, das niedliche Köpfchen zu tragen, unter Tauſen
den unterſcheiden. Wie, Prinz?“

„Und wenn es wäre, müßt ich's Jhnen anvertrauen?“
„Ah, ich verſtehe und ſchweige. Wollen Sie aber der

Sigora Rollina nicht wenigſtens wiſſen laſſen, daß Sie nicht

kommen werden?“ ß„Hat ſie mich zwei Monate nach ihr feufzen laſſen, ſo
mag ſie auch einmal zwei Monate für mich ſeufzen. Jch
gehe nicht.“

„Alſo aus dem prächtigen Halsſchmuck, den Sie ihr zum
Neujahrsgeſchenk beſtimmten, wird nun vermutlich auch
nichts.“

„Wenn's auf mich ankommt, ſchwerlich.“
„Wollen Sie ganz mit ihr brechen, gnädigſter Herr?“
„Jch habe mit ihr noch nicht angebunden.“
„Nun denn, Prinz ſo darf ich offen ſein. So darf ich

die Wahrheit ſagen, die Sie vielleicht aber ſchon wiſſen. Jch
vermute es wenigſtens aus Jhrer ſchnellen Sinnesänderung

Nur Jhre Leidenſchaft für die Rollina ſchreckte mich ab, e
Jhnen früher zu geſtehen. Sie ſind betrogen.“

„Von wem?“
„Von der liſtigen Operiſtin. Sie würden die Gunſt der-

ſelben mit einem Juden teilen müſſen.“
„Mit einem Juden?“
„Nu ja, mit dem Sohn des Abraham Levi.“
„Jſt der Schelm denn überall?“

„Sie wiſſen alſo noch nicht? Jch ſage Jhnen die heilige
Wahrheit. Wären Jhre königliche Hoheit nicht dazwiſchen ge
kommen, der Jude würde die feile Schöne öffentlich unter
halten. Es tut mir nur um die Uhr leid.“

„Mir nicht.“
„Die Metze verdient den Staupbeſen.“
„Es wird mancher nicht nach Verdienſt gewürdigt.“

(Fortſetzung folgt.)
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dekommen, aufraumen. Die Wirte ſollen trotz der ablehnenden Ant-
wort nochmals zu einer gemeinſamen Ausſprache und Verhandlungen
aufgefordert werden. Je nach dem Ergebnis dann wieder e
Gehilfenverſammlung zu dem Stande der Bewegung Stellung.

Höhere Karoffelpreiſe hat der landwirtſchaftliche Bauernverein
des Saalkreiſes in ſeiner jetzt abgehaltenen Generalverſammlung ver-

Er beauftragte den Vorſtand, bei der Landwirtſchaftskammer
dahin porſtellig zu werden, daß ein Mindeſtpreis für Kartoffeln, aus
ſchließlich Frül ren ſchon jetzt auf 6 M. für 50 Kilogramm feſt
geſetzt wird. r ründung hierzu führte der Antragſteller Oekono-
mierat Hubbe (Kaltenmark) an: Die Landwirtſchaft kann nur in aus-
reichendem Umfang ſür die Volksernährung mit Kartoffeln ſorgen, wenn
ein genügend ſicherer Preis gewährleiſtet iſt, bevor die Beſtellung ausge
führt iſt. Alle ſonſtigen Hilfen können den vermehrten Kartoffelanbau
nicht annähernd ſo ſichern, als ein feſter Preis vor der Beſtellung dies
gewährleiſtet wird. Als unentbehrliche Grundlage der menſchlichen
Ernährung muß der Kartoffelbau auf das nachdrücklichſte gefördert wer
den. Die grundſätzliche Ausdehnung der Anbaufläche mit Unterſtützung
der Ausfaatbeſchaffung, ohne Sicherung, daß auch nur geeignete Län-
dereien bepflanzt werden, werden teinesfalls den Erfolg zeitigen, welcher
bei der Dringlichkeit für eine Vergrößerung unſerer nächſten Kartoffel-
ernten zu erſtreben ſein muß.“ Die Verſammlung beſchloß denn auch
nach einer Ausſprache über den Gegenſtand, an dem Kammerherr
v. Bülow, r Hollrung u. a. teilnahmen, einen entſprechenden
Antrag der Landwirtſchaftskammer einzureichen. Die Herren Kartoffel
erzeuger verdienen eben noch immer nicht Geld genug.

Verkaufsregelung von Fruchlſäften. Die Kriegsgeſellſchaft für
Obſtkonſerven und Marmeladen gibt bekannt, daß der Abſatz von Frucht
ſäften aller Jahrgänge, ſoweit ſie ſich im Groß und Kleinhandel befinden,
frei bleibt. Alle anderen Fruchtſäfte dürfen nur mit beſonderer Ge
nehmigung der Kriegsgeſellſchaft verkauft werden. Die Kleinhandels-
preiſe beitragen für 1 Kilo bei Brombeer, Erdbeer-, Preißelbeer-,
Kirſch, Johannisbeer-, Stachelbeer- und Heidelbeerſirup (40 Teile
Mutterſaft zu 60 Teilen Zucker) 2.55 M.; bei Himbeer- und Kirſchſirup
(35 Teile Mütterſaft zu 65 Teilen Zucker) 2.45 M. Für den Verkauf
in Flaſchen, die einen halben bis zwei Liter enthalten, darf ein Aufſchlag
von 65 Pf. für die Flaſche erhoben werden.

Ausgabe neuer Grudebezugsſcheine. Jn der Woche vom 18. bis
23. Februar werden in den zuſtändigen Brotmarkenausgabeſtellen neue
Grudebezugsſcheine ausgegeben. Die Aushändigung erfolgt an den
jenigen Tagen, an denen die betreffenden Haushaltungen zum Abholen
der Brotmarken berechtigt ſind. Der Stamm (mittlerer Teil) des Grude
bezugsſcheines Nr. 3 gilt als Ausweis zur Empfangnahme des Be
zugsſcheines Nr. 4. Für die Zeit vom 25. Februar bis 23. März
gelten vom Bezugsſchein Nr. 4 die Abſchnitte 1 bis 8. Die Abſchnitte
vom Bezugsſchein Nr. 3 verlieren mit dem 24. Februar ihre Gültigkeit.

Ungültige Fahrſcheine der Slraßenbahn. Es wird nochmals
darauf hingewieſen, daß die Abriſſe aus den gelben »Abrißheften der
Städtiſchen Straßenbahn von Sonnabend, den 16. Februar an, als
Jahlungsmittel nicht mehr verwendet werden können. Die bis zu dieſem
Zeitpunkte nicht benutzten Abriſſe verlieren ihre Gültigkeit und werden
weder zurückgenommen noch umgetauſcht.

Rakionierte Güler ſind unpfändbar. Dieſe Entſcheidung von
außerordentlich praktiſcher Wichtigkeit hat das Landgericht in Magdeburg
getroffen. Ein Gerichtsvollzieher hatte bei einer Schuldnerin 15 Zentner
Briketts gepfändet. Dieſe Pfändung wurde durch Beſchluß der 3. Zivil-
kammex des Landgerichts mit der Begründung als unſtatthaft bezeichnet,
daß anläßlich der zur Rationierung der vorhandenen Vorräte einge-
führten Kohlenkarten die Schuldnerin nicht in der Lage ſein würde, ſich
im Verlauf des Winters weitere Feuerungsmittel, als ſie jetzt im Beſitz
habe, zu verſchaffen. Hiernach würde eine Pfändung der vorhandenen
nur 15 Zentner Briketts bei der Schuldnerin ihr die im S 811 Abſ. 2
der Zivilprozeßordnung vorgeſehene Menge von Feuerungsmitteln
unwiederbringlich entziehen.

Ein neugrtiger Schwindel iſt der Landwirtſchaftskammer in Halle
dekanntgeworden. Für einen ſeiner Söhne ſtellt ein Landwirt das
Geſuch um Befreiung vom Heeresdienſt. Wenige Tage darauf kommt
ein Fremder, ſtellt ſich als Kurt Schaper, Bureauaſſiſtent der Landwirt
ſchaftskammer, vor, prüft im angeblichen Auftrage der Kammer die
Notwendigkeit des Zurückſtellungsgeſuches nach und verkauft gleichzeitig
Saathafer und Rübenſamen. Den Preis von 68.50 M. hat der
Schwindler gegen Quittung eingeſteckt; von der Ware hat der geprellte
Landwirt nichts geſehen! Möchten ſich doch alle Landwirte einprägen,
daß die wirklichen Beamten der Landwirtſchaftskammer amtliche Aus
weiſe bei ſich tragen! Man benachrichtige ſofort den Gendarmen oder
Amtsvorſteher, wenn ein folcher, Beamter ſich nicht legitimieren kann!

Theater, Sehens würdigkeiten uſw.
Siadiihealer. Heute, Freitag, „Die Braut von Meſſina“, Sonn

abend „La Serva Padrona“, hierauf „Der zerbrochene Krug“, Sonn
tag, nachmittags 34 Uhr, Fremdenvorſtellung zu ermäßigten Preiſen
„Die FörſterChriſtl“, Sonntag, abends „Die toten Augen“, Montag
„Der Wiaffenſchmied“.

Thalig- Theater. Am Sonntag findet eine Aufführung von Her-
mann Bahrs Luſtſpiel „Das Konzert“ ſtatt.

Wohlläligkeilskonzerlk. Jn dem am Sonnabend, abend 8 Uhr, in
den Thalia-Sälen ſtattfindenden Wohltätigkeitskonzert wird et a
Touchy Lieder von Rabl und Othegraven ſingen. Henriette Böh-
mer bringt Arien aus der Oper „Der Prophet“ und „Der Evangeli-
mann“, außerdem „Die Loreley“ von Liſzt. Adolf Harlacher wird
verſchiedene Lieder mit Begleitung von Klavier und Geige (die Herren
Schönbach und Bohnhardt) darbieten. Beſonderes Jntereſſe werden
Duette von Dora Hanſen (Harfe) und Hermann Weidlich (Flöte) er
wecken. Ebenſo dürſte ein Trio für Harfe, Violine und Cello (Frl.
Hanſen, Herr Bohnhardt und Herr Schönbach) beachtenswert ſein.
Den Abſchluß des Abends bilden Tanzdarbietungen der beliebten
Ballettmeifterin Amelie Peters und der Solotänzerinnen Toni Saß,
Olga Marlow und Berta Kallweit. Der Vorverkauf iſt bereits er
ſah Karten ſind in der Hofmuſikalienhandlung von H. Hothom er-

tlich.

Zoologiſcher Garien. Am Mittwoch abend fand das fünfte Ge-
ſellſchaftskonzert des Stadtiheater-Orcheſters unter Leitung des Kapell-
meiſters Karl Nöhren ſtatt. Es wurde eingeleitet mit der Ouverture
z. Op. „Euryanthe“ von Weber, dann jolgte die unvollendete Sinfonie
in Hemoll von Schubert, die Ouverture z. Op. „Don Juan“ von
Mozart, Variationen aus dem Kaiſer-Quartett von Haydn, die erſte
Orcheſterſuite aus „Peer Gynt“ von Grieg und das Capriocio italien
von Tſchaikowſky. Das Konzert war gut beſucht und fand allenthalben
Beachtung, die nach jedem Vortrag durch ſtarken Beifall zum Ausdruck
gebracht wurde.

StadtverordnetenVerſammlung
Halle.

Außerordentliche Sitzung vom 14. Februar.
Bei Eintritt in die Tagesordnung erhob der Stadtverordneie

Hennig dagegen Einſpruch, daß die Stadtverordnetenſitzungen
längere Zeit ausgefallen ſind, dafür aber

wieder eine außerordentliche Sttzung

mit ſehr Tanger Tagesordnung von teilweiſe großer Wichtigkeit an-
geſetzt worden iſt, an deren letzter Stelle der ſozialdemokratiſche
Schulreformantrag ſtehe. Das verhindere ſowohl eine ausgiebige
Beſprechung aller Punkte wie die eigene Jnitiative der Verſamm-
lung, die infolgedeſſen nicht in die Lage komme, auch einmal mit
eigenen Anträgen vorzugehen, wozu doch in bezug auf das Wahl-
32 r 372 Anlaß vorliege. Der Stellvertreter des
Stadtverordnetenvorſteher s verwies Hennig an denVorſteher ſelbſt. der heute nicht anweſend ſei, während er Ober

d rgermeiſter die gußerordentliche Sitzung darauf zurückführte,daß er auswärts geweſen ſei und vordem nichts an Widrigtelt vor
gelegen habe.

Ergänzungswahlen. Der Magiſtrat beantragie, gemäß 3Abſ. 2 des Gemeindebeſchluſſes betreffend die Srrich ung e er

ſtädtiſchen Arbeitsnachweiſes 8 Arbeitnehmer als Beiſider für die
Deputation des ſtädtiſchen Arbeitsamtes zu wählen, da die Wahl des

Gewerkbe-Gerichtes, ſoweit itnehmer in Fragen kommen, er
gebnislos en iſt. Ge wurden in Wiederwahl die Genoſſen Gröbel, Emmer und Dölz. Die Stadtverordnetenverſamm
lung wurde weiterhin erfucht, für die auf Grund des Geſetzes über
die Kriegsleiſtungen notwendig werdenden Abſchätzungen landwirt
ſchaftlich genutzter Grundſtücke noch zwei Sachverſtändige als Sr-
ſatzmänner für die gewählten Herren zu wählen, und zwar den
Oekonomierat Bruno Endlich und den Landwirt Richard Voigt. Dem
wurde ebenfalls entſprochen.

Haushaltsgenehmigungen. Der re beantragte, den vor
gelegten Entwurf des Haushaltsplanes der Geſchwiſter-RöſerStif
tung für das Rechnungsjahr 1918 zu genehmigen und in Einnahme
und Ausgabe auf 11 820 M. feſtzuſetzen. Außerdem legte er den
Entwurf des Haushaltsplanes der Kaiſer-Wilhelm- und Kaiſerin
AuguſteViktoriaStiftung für 1918 zur Genehmigung vor.
Beiden Anträgen wurde debattelos zugeſtimmt.

Stiftungen. Die Aktiengeſellſchaft Riebeckſche Montanwerke
hat der Kriegshinterbliebenen- Fürſorge der Stadt Halle eine Zu
wendung von 70000 M. vermacht. Weiterhin hat das 1916 hier
geſtorbene Fräulein w. Boſſe der Stadtgemeinde Halle ein
Vermächtnis von 15 Nennwert 3-prozentiger Staats-
ſchuldbuchforderung hinterlaſſen, die zur Unterſtützung vberir
unverheirateter Töchter hieſiger Juriſten dienen ſollen. Beide
Stiftungen wurden mit Dank angenommen.

Erhihung der ſtädtiſchen Kriegsbeihilfen. Der Magiſtrat hat
beſchloſſen, daß infolge der Fortdauer des Krieges die für die
Magtiſtratsbeamten, ſtändig beſchäftigten Angeſtellten, Oberlehrer,
ſowie Lehrer und Lehrerinnen an den höheren, Mittel- und Fach
ſchulen mit Wirkung vom 1. Januar 1918 an monatlich folgender-
maßen erhöht werden ſollen: Unverheiratete mit einem Jahres-
dienſteinkommen bis zu 6000 M. bisher 25 M.) 40 M., Ver
heiratete, deren Stellenhöchſtgehalt der Jahresdienſteinkommen
ohne Nebendezüge weniger als 3200 M. beträgt (bisher 30 M.)
60 M. und für jedes Kind (bisher 3 M.) 6 M. deren Stellenhöchſtgehalt der Jahresdienſteinkommen ohne Rebenbezüge 3200
bis 6000 M. einſchl. beträgt (bisher 45 M.) 90 M. und für jedes
Kind (bisher 4.50 M.) 9 M. mit einem Stellenhöchſtgehalt oder
Jahresdienſteinkommen ohne Nebenbezüge von mehr als 6000 M.(bisder 60 M.) 120 M. und für jedes Kind Wieher 6 M.) 12 M. An

legung der ſtaatlichen Grundſätze gezahlt. Die Mebrkoſten be
tragen für 6 Monate rund 280 000 M. und ſind dem Kriegsfonds
zu entnehmen.

Die Genoſſen Em mer und Gröbel ebenſo auch einige
bürgerliche Stadkverordnete erkundigen ſich danach, wo die Er-
höhung der Teuerungszulagen für die ſtädtiſchen Arbeiter bleibe,
worauf de Oberbürgermeiſter erwiderte, daß eine ent-
ſprechende Vorlage bereits morgen vom Magiſtrat beſchloſſen würde,
durch die die Arkeiter nicht ſchlechter ſtehen ſollten als die Be
Amten. Jm übrigen betonte er, daß die Teuerungszulage mit
dem höheren Einkommen ſinke, und daß die Kriegshelfer nach
ihren Leiſtungen bezahlt werden. Stadtverordneter Hennig be
antragte, den Magiſtrat zu erſuchen, über die Lohnverhältniſſe in
den ſtädtiſchen Werken nähere Mitteilungen zu machen, außerdem
gab er zu erwägen, ob die Vorlage nicht noch einmal zurückver-
wieſen werden ſolle, weil ſie in ihren Prozentfteigerungen un-

Antrag auf Zurückverweiſung. W wandte ſich der Stadt
verordnete Hoe, der Hennigs Anſichten als unhaltbar zurückzu-
weiſen ſuchte. Genoſſe Em mer wies darauf hin, daß die ſtädti-
ſchen Arbeiter bisher ükerhaupt noch keine Kriegsbeihilfen erhalten
haben, und daß ſomit die Arbeiter auch dann ſchlechter geſtellt
wären, wenn We ren mit der jetzigen Teuerungszulage für
Beamte behandelt würden. Vom Magiſtratstiſch wurde
Fee. daß auch die Arbeiter ſchon Kriegsbeihilfen erhalten

en.
Schließlich wurde der Antrag Gieße abgelehnt und die Vor-

lage angenommen. Auch der Antrag Hennig fiel.

Kleinere Geldbewilligungen. An der Maſchinenan desSchlachthofs bedürfen ein Ammoniak-Kompreſſor, ein aFenhter

und ein Ammoniak-Kondenſator der Jnſtandſetzung. Die Koſten
ſind auf 3000 M. veranſchlagt. Der Magiſtrat hat beſchloſſen,
die Zeichenlehrerſtelle am Lyzeum mit dem 1. April 1918 in eine
Zeicherlehrerinnenſtelle, und bei der nächſten Gelegenheit eine
Lehrerinnenſtelle des Lyzeums in eine Lehrerſtelle umzuwandeln.
Mehrkoſten entſtehen daraus nicht. Der Magiſtrat hat beſchloſſen.
die Zahlung der den Stiftsdamen im Aſſeſſor-KarlMüllerStift
bis zum Schluſſe des Rechnungsjahres 1916 bewilligten Beträge
von je 272 M. für das Rechnungsjahr 1917 zu migen. DieDeckung erfolgt aus den zu erwartenden ueberſchuſen der Haus-

ſtiftung. Der Magiſtrat hat beſchloſſen, die in der Enteigungs-
prozeßſache des Gaſtwirts Heinrich Ricke vorſorglich gegen das
Urteil des Landgerichts vom 11. Juli 1917 eingelegte ufung
zurückzunehmen und die dem Genannten zugeſprochene Entſchä-
digung von 19 720 M. nebſt Koſten der Anleihe von 1910 zu ent-
nehmen. Sämtliche Anträge wurden genehmigt.

Vermietung ſtädtiſcher Räume. Der Magiſtrat hat beſchloſſen,
die Haarpflegräume im Stadtbad für die Zeit vom 1. April 1918
bis 31. März 1919 an den Friſeur Hennicke zum Jahresmietzinſe
vno 800 M. zu vermieten. Für den Fall, daß das Bad gänzlich
geſchloſſen werden muß, wird dem Mieter für die Zeit des gänz-
lichen Schluſſes ein Mietnachlaß für die Zeit des gänzlichen
Schluſſes ein Mietnachlaß von 1 M. je Tag gewährt. Dem An-
trage des Hennicke, auch für den Fall der teilweiſen Schließung
des Stadtbades einen Mietnachlaß zu gewähren, war nicht ſtatt
gegeben worden. Dieſem Beſchluß trat die Verſammlung bei.

Weitere 4 Millionen für Kriegsausgaben.
Die unterm 18. Auguſt v. J. zur Beſtreitung der Kriegsaus

gaben bewilligten 4 Millionen Mark ſind aufgebraucht. Der
Magiſtrat beantragte daher, ihm für dieſen Zweck weitere 4 Mil-
lionen Mark zur n zu ſtellen, und ihn zu ermächtigen,
den jeweiligen Bedarf durch Aufnahme ſchwebender Schulden zu
beſchaffen. Die Jſt Ausgabe beziffert ſich ſeit Kriegsbeginn nach
Abgzzug der ſchon erſtatteten und zurückvereinnahmten Beträge bis
Ende Ottober 1917 auf 24 962 534. 13 M. Davon haben jedoch als
noch nicht endgültig verausgabte 2 853 414 M. zu gelten, nämlich:
der Verkaufswert der Nahrungsmittelvorräte von 1 000 000 M.,
diejenigen verzinslichen Verläge, über die ſtaatliche Anerkenntnis
vorliegen 9973 M., derjenige Teil der gemeindlichen Zuſchüſſe zu
den reichsgeſetzlichen Familien-Unterſtützungen, deſſen Erftattung
aus Reichs- und Staatsmitteln zu erwarten und für Auguſt bis
Oktober mit 1107 441 M. anzuſetzen iſt, die vom Reiche gewährte
und inzwiſchen gezahlte weitere Abſchlagszahlung auf die Mindeſtſätze der FamilienUnterftützungen 736 060 M. Es bleibt daher
eine Ausgabe von 22 109 120.18 M. einſchl. der noch nicht erſtatteten
für Rechnung des Reiches gezahlten 10 844 910.47 M. Familien-
Unterſtützungen. Da bisher 22 000 000 M. bewilligt worden ſind,
macht ſich die Bereitſtellung weiterer Mittel erforderlich.

Auch dieſe Vorlage wurde genehmigt.Ausban der Gasanftalt. Die Sicherſtellung er Gasverſorgung
durch das ſtädtiſche Gaswerk erfordert infolge der durch den grieg

verurſachten Umſtände ſowohl für den Fall einer längeren Kriegs
dauer als für die Wiederkehr des Friedenszuſtandes eine als-
baldige Erweiterung der vorhandenen Gaserzeugungsanlagen, die
als Neubau von 3 Vertikalretortenöfen an der Stelle von 4 älteren,
abzubrechenden Horizontal-Reiwwrtenöfen geplant iſt. Die Koſten,
die Abbruch der 4 Horizontalöfen, Neubau der 3 Vertikalöfen mit
ihren Fundamenten und der maſchinellen Ausſtattung an Kohlen
und KoksTransportmitteln, Gas-, Waſſer, Teer und

erfordern, ſind auf 550 000 M. veranſchlagt. Da dieDringlichkeit der Ausführung auch durch die für er des be

nötigten Materials zuſtändige Gasſtelle in Berlin anerkannt wor
den iſt, beantragt der Magiſtrat im Einvernehmen mit dem Kura-
torium der Gas und Waſſerwerke, dem Plane zuzuſtimmen und
die benötigten Mittel in von 250 000 M. aus dem Reſerve
fonds des Gaswerks und in Höhe von 300 000 M. aus der Anleihe
1910 zu bewilligen. Dieſem An r entſprochen.

Nachbewilligungen. Dur eſchlüſſe der Stadtverordneten
verſammlung in den Jahren 1914 und 1916 wurden für die Ar
beiten am Mühlgraben 678 970 M bewilligt. Die jetzt nun ab-
geſchloſſenen Koſten belaufen ſich aber auf 788 900 M., ſo daß

Lehrperſonen werden gleichfalls dieſe Beihilfen unter Jugrunde.

ſozial ſei. Dargufdin beantragte Stadtverordneter Gieße einen

56 930 M. nachbewilli müſſen. Für den Einbau einerFeift n Martinſchule ſtanden 2100 M. zu
T Koſlen haben ſich aber auf 5601 M. erhöht, ſo ab

ich die Nachbewilli m 3501 M. notwendig macht. Beime tigen obere ß des Stadtbades hat ſich ergeben, daß ein
Fehlbetrag von 36 279 M. vorhanden iſt, der ebenfalls nachbewilligt
werden muß. Die Nachbewilligungen wurden genehmigt.

Aus der Provinz.
Ouerfurt. Ein Bubenſtück. An einem der le Tage iſt ein

Rohrgehſtock zwiſchen Deim und Bahnhof eben in die die
Straße entlangführende Hochſpannungsleitung des Elektrizitätswerkes
Kreis Querfurt geſchleudert worden. Infolge des dadurch entſtandenen
Kurzſchluſſes waren die geſamten Stromabnehmer etwa 16 Stunden
gänzlich ohne Strom. Das Wark zahlt eine Belohnung von 100 Mark
für die r Diner des Täters.

Naumburg. Die Schätze des Einſiedlers. Aus Naum-
burg wird der Magdeb. Ztg. berichtet: Nahe bei Herzogswaldau lebte in
einem kleinen Häuschen der Arbeiter Pietſch das Leben eines Einſiedlers.
Niemand weiß recht, wie er zu dem Hauſe gekommen war, denn viel
Vermögen glaubte man bei ihm nicht finden zu können. Das 7
verfiel immer mehr. Die Dachziegel waren verſchwunden und ſchon
zauſte der Wind an den morſchen Wänden, die allmählich nachgaben und
ſtellenweiſe bereits ins Jnnere der ſeltſamen Herberge des alten Mannes
ſchauen ließen. Dieſer aber fühlte ſich wohl hier. Er hockte in der
Ecke und kümmerte ſich nicht im entfernteſten um das Rad der Zeit, das
an ſeinem Unter
daß einmal das werk zuſammenfallen könne. Das aber erkannte die
Behörde, die den Einſiedler zwangsweiſe entfernen laſſen mußte, wenn
ſie Unheil verhüten wollte. Es dauerte denn auch nicht mehr lange, als
ein leichter Sturm das mürbe und morſche Bretterwerk zuſammenwarf.
Und nun kam Pietſch und wühlte im Schutt. Er ſuchte verzweifelt nach
ſeinen Schätzen, die er nicht finden konnte. Erſt Knaben entdeckten den
Ort, wo dieſer Mann einen Topf Gold und Silbergeld verborgen hatte.

Zeit. Der Volksbote iſt durch eine Verfügung des Ge-
neralkommandos auf drei Tage verboten worden. Der Grund hierzu
entzieht ſich unſerer Kenntnis.

Als Leiche aufgefunden. Am Dienstag vormittag
wurde nahe des Elektrizitätswerkes in der Elſter die Leiche einer Fran
eigen Es handelt ſich um die ſchon ſeit einiger Zeit vermißte Frau

erold.
Teuchern. Landverpachtungen. Der hieſige Verein für

Obſt und Garter bau hat nunmehr 31 Morgen Land, alſo mehr als zu
manchem kleinen Bauerngut gehört, in Parzellen von 300 Quadrat-
metern Größe an kleinere Leute zu Gemüſe und Kartoffelbau aufge
teilt. Sechs Morgen davon hat bereits im vorigen Jahre der Fabrik
beſitzer Erfurth zur Verfügung geſtellt, und 25 Morgen hat in dieſem
Jahre das Rittergut an den Verein verpachtet. Ueber 2500 Familien,
etwa ein Viertel davon, die in Teuchern wohnen, ſind auf dieſe Weiſe in
die angenehme Lage verſetzt worden, ihr Gemüſe ſelbſt zu bauen. Trotz
dem hat die Nachfrage längſt nicht befriedigt werden können, viele mußten
noch abgewieſen werden.

Bitterfeld. Scharfe Maßnahmen gegen das Schlaf-
ſtellen weſen. Wie die Polizeiverwaltung bekannt gibt, hat ſich
herausgeſtellt, daß Fomilien hieſiger Stadt Koſtgänger und Schlafleute
halten, ohne hierzu die polizeiliche Genehmigung nachgefucht und er
halten zu haben. Weiter iſt feſtgeſtellt, daß Familien mehr Koſt
gänger und Schlafleute aufgenommen haben, als ſie aufnehmen dür
fen. Auch werden in ſolchen Familien, was unzuläſſig iſt, Pflege
kinder gehalten. Hierzu wird bemerkt, daß die erteilte Erlaubnis nur
für die auf dem Erlaubnisſcheine aufgeführte Zahl der Schlafleute
und für die Räume galt, für die eine ſolche erteilt war. Iſt eine
Familie, die Koſtgänger oder Schlafleute hält, nach einer anderen
Wohnung verzogen, ſo iſt die erteilte Erlaubnis erloſchen und müßte
der Haushaltungsvorſtand eine neue Genehmigung nachſuchen. Das-
et galt, wenn ſpäter eine Vermehrung in dem Familienſtande des

ohnungsinhabers eintrat Die Polizeiverwaltung erklärt daher die
bis jetzt erteilten Genehmigungen ſämtlich als erloſchen. Diejenigen
Familien, die Koſtgänger oder Schlafleute halten, werden aufgefordert,
bis Donnerstag, den 28. Februar, einen neuen Antrag für männliche
und weibliche Perſonen getrennt zur Genehmigung auf der Polizei
wache, Rathaus, Zimmer Nr. 1, nach vorgeſchriebenem Formulare ein-

Formulore ſind auf der Polizeiwache erhältlich. Nach dem
findet eine Reviſion von Haus zu Haus ſtatt. Diejenigen,

die Koſtgänger und Schlafleute halten und dieſe entweder überhaupt
nicht gemeldet oder die erforderlichen Angaben unrichtig erſtattet haben,
werden unnachſichtlich be ſtr aft. Nach dem 28. Februar iſt jede
Veränderung in dem Familienſtande des Wohnungsinhabers, jede Ver
änderung in der Zahl der Koſtgänger oder Schlafleute getrennt nach
männlichen und weiblichen Perſonen ſowie jeder Wohnungswechſel
innerhalb 6 Tagen der Polizeiverwaltung nach vorgeſchriebenem For
mular zu melden. Unterlaſſung zieht gleichfalls Strafe nach ſich. Fa-
milien, die Schlafleute halten, dürfen Pflegekinder nicht aufnehmen.

Bitterfeld. Kriegsunterſtützungsweſen. Da wieder
holt Kriegerfrauen unberechtigt Kriegsunterſtützung weiter bezogen ha
ben, weiſt der Magiſtrat darauf hin, daß jede Veränderung in den
Einkommens oder Familienverhältniſſen, die eine Ermäßigung oder
Einſtellung der Kriegsunterſtützung zur Folge haben kann, im Unter
ſtützungszimmer oder Kaſſe (Rathaus, Jimmer 5 oder 8) ſchriftlich
oder mündlich bei Meidung der Rückforderung zuviel erhobener Unter
ſtützung und gerichtlicher Beſtrafung ſofort anzuzeigen iſt. Jn Fragehauptſächlich: Beförderung zum Felbwereleuman oder Offi
zier, Entlaſſung aus dem Heeresdienſt, Beurlaubung oder Entlaſſung
zur Arbeit, Ableben eines Kindes, Trlagaung oder a von
Arbeitsverdienſt, auch der Kinder über 15 Jahre, Arbeitgeberunter-
ſtützung, Unterſtützung von Verwandten oder Dritten, Fortfall oder Er
mäßigung der Mietsverbindlichkeiten, Unte von Angehörigen
in Kranken oder anderen Anſtalten ufw.

Jugendliche Einbrecher. Während der letzten e
waren in den Unterkunftsräumen eines hieſigen Werkes mehr als
Schränke erbrochen und beraubt worden. Geſtohlen wurden Klei
dungsſtücke, Zwirn, Wolle, Hüte, Mützen, Handkoffer und Eßwaren
im Werte von 540 Mark. Als Täter wurden jetzt die 14- bis 17jährigen
Arbeiter Karl Gärtner aus Niemegk, Paul Schmidt aus Jeßnitz,
Jgnatz Michalak und Richard Völker aus Greppin ermittelt und feſt
genommen. Sämtliche Verhaftete haben ſich ſchon ſeit einigen Tagen
arbeitslos umhergetrieben und in unbenutzten Fabrikräumen eines
Werkes genächtet. Die meiſten der geſtohlenen Sachen wurden im
Eiskeller des Bahnhofs verſteckt aufgefunden. Die Diebe ſind im vollen
Umfange geſtändig. j

Torgau. Vereitelte Fleiſchverſchiebungen. Ver
ſchiedenen Geheimſchlachtungen iſt man ketzthin hier auf die Spur ge
kommen. Einen beſonders großen Umfang hatten ſolche Schlachtun
gen in eitter am Rande der Stadt gelegenen Gaſtwirtſchaft angenom
men. Nach den Feſtſtellungen ſind dort zwei Rinder und ein großes
Kalb geheim geſchlachtet worden. Etwa die Hälfte des Fleiſches und
die Häute wurden noch beſchlagnahmt. Das Fleiſch ſollte durch Fuhr
werk nach Leipzig geſchafft werden, die heimliche Fuhre wurde aber
nachts in Taucha bei Leipzig abgefaßt. Der Beſitzer des Fuhrwerks,
ein Produktenhändler von hier, ſowie der Begleiter, ein früher in
Torgau, jetzt in Leipzig lebender Gaſtwirt, wurden dabei verhaftet.
Als Schlächter n ein Soldat in Betracht kommen. Weiter wurden in
letzter Zeit auch auf dem hieſigen Bahnhofe und den Bahnhöfen des
Kreiſes nach Großſtädten beſtimmte Fleiſchwaren uſw., die aus Ge
heimſchlachtungen ſtammten oder unerlaubt verſchickt wurden, beſchlag-
nahmt. Sie kommen dem Kommunalverbande zu, der ſie dann den
Lazaretten überweiſt.

Eisleben. Diebſtähle. Einer in der Halliſchen Straße woh-
nenden Dame wurde kürzlich aus ihrer Wohnung eine goldene Damen
uhr entwendet. Einem Fräulein von hier wurde vor einigen Tagen
im Theaterlokal ein Jackett im Werte von 60 Mark von ihrem Sitze
geſtohlen. Zwei Anwohnern der Leuſchner Straße wurden na
4 Kaninchen aus dem verſchloſſenen Kaninchenkaſten, der auf dem Hofe
ſtand, entwendet. Die Schlöſſer waren gewaltſam geöffnet. D
Täter, die kürzlich nachts einem hieſigen Landwirte die Kaninchen

ſind in der Perſon zweier hier beurlaubter Soldaten
feſtgeſtellt worden. Beide haben die Tat eingeſtanden.

pf nagte und ſchien durchaus nicht zu befürchten,
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